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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 
 
Gesetzentwurf der Landesregierung   Beschlüsse des Ausschusses für Heimat, 

Kommunales, Bauen und Wohnen 
 

Gesetz zur Änderung der Landesbauord-
nung 2018 

 

 Gesetz zur Änderung der Landesbauord-
nung 2018 

 
Artikel 1 

 
Die Landesbauordnung 2018 vom 
21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 
 

 Artikel 1 
 
Die Landesbauordnung 2018 vom 
21. Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), die zuletzt 
durch Artikel 13 des Gesetzes vom 14. April 
2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

 
1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geän-

dert: 
 

a) In der Angabe zu § 62 wird das Wort 
„Genehmigungsfreie“ durch das 
Wort „Verfahrensfreie“ ersetzt. 

 

 1. unverändert 

b) In der Angabe zu § 64 wird das Wort 
„Einfaches“ durch das Wort „Verein-
fachtes“ ersetzt. 

 
c) Die Angabe zu § 66 wird wie folgt 

gefasst: 
 „§ 66 Typengenehmigung, referen-

tielle Baugenehmigung“. 
 

  

2. In § 2 Absatz 3 Satz 1 Nummer 4 werden 
nach der Angabe „m²“ die Wörter „in ei-
nem Geschoss“ eingefügt. 

 

 2. unverändert 

3.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgen-
der Satz eingefügt:  

 
 „Dies gilt auch für die Beseitigung 

von Anlagen und bei der Änderung 
ihrer Nutzung.“  

 

 3.  § 3 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
 
 
 
 
 
b) In Absatz 2 Satz 1 und 2 wird jeweils 

die Angabe „Satz 1“ gestrichen. 
 

b) Absatz 3 wird aufgehoben.  
 

 c) Absatz 3 wird aufgehoben.  
 

4. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
 

 4. unverändert 
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 „Dies gilt bei bestehenden Gebäu-
den nicht für eine Außenwand- und 
Dachdämmung.“ 

 
b) Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Eine nach Satz 2 zulässige Über-

bauung ändert die Abstandsflächen 
des Gebäudes nicht.“ 

 
5. § 6 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 4 Satz 6 wird die Angabe 
„3“ durch die Angabe „5“ ersetzt.  

 

 5. § 6 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „In Gewerbe- und Industriegebieten 

sowie für Antennenanlagen im Au-
ßenbereich genügt eine Tiefe von 
0,2 H, in Kerngebieten von 0,25 H, 
jedoch jeweils mindestens 3 m.“  

 

 b) unverändert 

c) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 Nummer 1 wird die 
Angabe „0,25“ durch die An-
gabe „0,30“ ersetzt.  

 
bb) Nach Satz 1 wird folgender 

Satz eingefügt:  
 
 „Führen Maßnahmen zum 

Zwecke der Energieeinsparung 
nach Satz 1 zu einer größeren 
Wandhöhe, bleibt dies bei der 
Bemessung der Abstandsflä-
chen außer Betracht.“  

 
cc) In neuen Satz 3 wird das Wort 

„bleibt“ durch die Wörter „und 2 
bleiben“ ersetzt.  

 

 c) unverändert 

d) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 

„(8) In den Abstandsflächen eines 
Gebäudes sowie ohne eigene Ab-
standsflächen sind, auch wenn sie 
nicht an die Grundstücksgrenze o-
der an das Gebäude angebaut wer-
den, zulässig  
 

 d) unverändert 
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1. Gebäude bis zu 30 m³ Brutto-
Rauminhalt ohne Aufenthalts-
räume sowie Garagen ein-
schließlich Abstellräumen, je-
weils mit einer mittleren Wand-
höhe bis zu 3 m, auch wenn sie 
über einen Zugang zu einem 
anderen Gebäude verfügen, 
dies gilt auch für Garagen, die 
keine selbständigen Gebäude 
sind,  

 
2. Feuerstätten mit einer Nenn-

leistung bis 28 kW und Wärme-
pumpen mit entsprechender 
Leistung in Gebäuden nach 
Nummer 1, 

 
3. Zufahrten zu Tiefgaragen und 

Stellplätze, soweit diese über-
dacht sind, 

 
4. Aufzüge zu Tiefgaragen,  

 
5. gebäudeunabhängige Solaran-

lagen mit einer Höhe bis zu 
3 m, Solaranlagen an und auf 
Gebäuden nach Nummer 1 so-
wie 

 
6. Stützmauern und geschlos-

sene Einfriedungen in Ge-
werbe- und Industriegebieten, 
außerhalb dieser Baugebiete 
mit einer Höhe bis zu 2 m.  

 
Die Gesamtlänge der Bebauung 
nach Satz 1 Nummern 1 bis 5 darf 
je Nachbargrenze 9 m und auf ei-
nem Grundstück zu allen Nachbar-
grenzen insgesamt 15 m nicht über-
schreiten.“ 
 

e) In Absatz 9 werden nach dem Wort 
„Gebäuden“ die Wörter „mit Woh-
nungen“ gestrichen, das Wort „län-
ger“ wird durch das Wort „breiter“ 
ersetzt und nach dem Wort „Ge-
schosses“ werden die Wörter „mit 
Wohnungen“ gestrichen.  

 

 e) unverändert 

f) Dem Absatz 11 wird folgender Satz 
angefügt: 

 f) unverändert 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14320 

 
 

6 

 
„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht für 
Gebäude nach Absatz 8.“  

 

 
 
 
 

g) Folgender Absatz 14 wird angefügt: 
 

„(14) Eine Abweichung von den Ab-
standsflächen kann nach § 69 zuge-
lassen werden, wenn deren Schutz-
ziele gewahrt bleiben. Eine atypi-
sche Grundstückssituation ist nicht 
erforderlich.“ 

 
6.  § 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 7 
Teilung von Grundstücken 

 
(1) Die Teilung eines Grundstücks, das 
bebaut oder dessen Bebauung geneh-
migt ist oder das aufgrund einer Geneh-
migungsfreistellung bebaut werden 
darf, bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung der Bauaufsichtsbe-
hörde. Einer Genehmigung bedarf es 
nicht, wenn 
 

1.  die Teilung in öffentlich-rechtli-
chen Verwaltungsverfahren 
vorgenommen wird oder der 
Bund, das Land oder eine Ge-
bietskörperschaft an der Tei-
lung beteiligt ist, oder 

 
2.  eine mit der Wahrnehmung der 

Aufgaben befugte Person ge-
mäß § 2 des Vermessungs- 
und Katastergesetzes in der 
Fassung vom 1. März 2005 
(GV. NRW. S. 174), das zuletzt 
durch Artikel 16 des Gesetzes 
vom 14. April 2020 (GV. NRW. 
S. 218b) geändert worden ist, 
die bauordnungsrechtliche Un-
bedenklichkeit der Teilung be-
scheinigt hat.  

 
Bedarf die Teilung keiner Genehmi-
gung, hat die Bauaufsichtsbehörde auf 
Antrag von Beteiligten darüber ein 
Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis 
steht einer Genehmigung gleich.  
 

 6.  § 7 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 7 
Teilung von Grundstücken 

 
(1) Die Teilung eines Grundstücks, das 
bebaut oder dessen Bebauung geneh-
migt ist oder das aufgrund einer Geneh-
migungsfreistellung bebaut werden 
darf, bedarf zu ihrer Wirksamkeit der 
Genehmigung der Bauaufsichtsbe-
hörde. Die Genehmigung ist bei der 
Bauaufsichtsbehörde zu beantragen. 
Einer Genehmigung bedarf es nicht, 
wenn 
 
1. die Teilung in öffentlich-rechtlichen 

Verwaltungsverfahren vorgenom-
men wird oder der Bund, das Land 
oder eine Gebietskörperschaft an 
der Teilung beteiligt ist, oder 

 
2. eine mit der Wahrnehmung der Auf-

gaben befugte Person gemäß § 2 
des Vermessungs- und Katasterge-
setzes in der Fassung vom 
1. März 2005 (GV. NRW. S. 174), 
das zuletzt durch Artikel 16 des Ge-
setzes vom 14. April 2020 (GV. 
NRW. S. 218b) geändert worden 
ist, die bauordnungsrechtliche Un-
bedenklichkeit der Teilung beschei-
nigt hat.  

 
Bedarf die Teilung keiner Genehmi-
gung, hat die Bauaufsichtsbehörde auf 
Antrag von Beteiligten darüber ein 
Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis 
steht einer Genehmigung gleich.  
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(2) Die Genehmigung darf nur versagt 
werden, wenn durch die Teilung Ver-
hältnisse geschaffen werden, die den 
Vorschriften dieses Gesetzes, den auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften oder den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes zuwiderlaufen.  
 
(3) Die Genehmigung ist bei der Bauauf-
sichtsbehörde unter Vorlage einer Aus-
gabe aus dem Liegenschaftskataster, 
der die beabsichtigte Teilung und die 
vorhandene Bebauung erkennen lässt, 
zu beantragen. In die Ausgabe sind die 
Abstandsflächen der vorhandenen Be-
bauung einzutragen. Werden Gebäude 
von der Teilung erfasst, ist eine Be-
schreibung, wenn notwendig auch eine 
zeichnerische Darstellung, beizufügen, 
die Auskunft über die Abgrenzung in-
nerhalb von Gebäuden gibt. Die Bau-
aufsichtsbehörde hat innerhalb eines 
Monats nach Eingang des Antrages 
über die Teilung zu entscheiden. Die 
Genehmigung gilt als erteilt, wenn nicht 
innerhalb der Frist über sie entschieden 
wurde. Absatz 3 Satz 3 und 4, § 70 Ab-
satz 2 Satz 1 und 4, § 71 Absatz 1 und 
§ 74 Absatz 3 Satz 1, Absatz 4 und 6 
gelten entsprechend.“ 

 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt 
werden, wenn durch die Teilung Ver-
hältnisse geschaffen werden, die den 
Vorschriften dieses Gesetzes, den auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Vor-
schriften oder den Festsetzungen des 
Bebauungsplanes zuwiderlaufen.  
 
(3) § 70 Absatz 2 Satz 1 und 4 gelten 
entsprechend.“ 

 

7.  § 8 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Nach Absatz 1 werden die folgen-

den Absätze eingefügt:  
 

„(2) Beim Neubau eines für eine So-
larnutzung geeigneten offenen 
Parkplatzes mit mehr als 25 Stell-
plätzen für Kraftfahrzeuge ist über 
der für eine Solarnutzung geeigne-
ten Stellplatzfläche eine Photovol-
taikanlage zu installieren, wenn der 
Antrag auf Baugenehmigung ab 
dem 1. Januar 2022 bei der unteren 
Bauaufsichtsbehörde eingeht. Die 
Installation einer solarthermischen 
Anlage zur Wärmeerzeugung steht 
der Erfüllung nach Satz 1 gleich. 
Satz 1 und 2 gelten nicht für Park-
plätze,  

 7.  § 8 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Nach Absatz 1 werden die folgen-

den Absätze eingefügt:  
 

„(2) Beim Neubau eines für eine So-
larnutzung geeigneten offenen 
Parkplatzes, welcher einem Nicht-
Wohngebäude dient, mit mehr als 
35 Stellplätzen für Kraftfahrzeuge 
ist über der für eine Solarnutzung 
geeigneten Stellplatzfläche eine 
Photovoltaikanlage zu installieren, 
wenn der Antrag auf Baugenehmi-
gung ab dem 1. Januar 2022 bei 
der unteren Bauaufsichtsbehörde 
eingeht. Die Installation einer solar-
thermischen Anlage zur Wärmeer-
zeugung steht der Erfüllung nach 
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1.  die unmittelbar entlang der 

Fahrbahnen öffentlicher Stra-
ßen angeordnet sind, oder  

 
2.  sofern die Erfüllung sonstigen 

öffentlich-rechtlichen Pflichten 
widerspricht. 

  
Die untere Bauaufsichtsbehörde 
kann insbesondere aus städtebau-
lichen Gründen Ausnahmen oder 
auf Antrag eine Befreiung nach 
Satz 1 und 2 erteilen, wenn die Er-
füllung mit einem unverhältnismä-
ßig hohen Aufwand verbunden ist.  
 
(3) Im Eigentum des Landes Nord-
rhein-Westfalen stehende Freiflä-
chen sollen über Absatz 1 hinaus 
vorbehaltlich der bestehenden bau-
rechtlichen, satzungsrechtlichen, 
denkmalschützenden oder sonsti-
gen rechtlichen Festlegungen an-
gemessen begrünt oder bepflanzt 
werden. Absatz 2 gilt für im Eigen-
tum des Landes Nordrhein-Westfa-
len stehende offene Parkplätze ent-
sprechend. Den kommunalen Ge-
bietskörperschaften wird empfoh-
len, hinsichtlich ihrer Freiflächen 
entsprechend Satz 1 sowie für of-
fene Parkplätze nach Absatz 2 zu 
verfahren.“ 

 
b)  Die bisherigen Absätze 2 und 3 wer-

den die Absätze 4 und 5. 
 

Satz 1 gleich. Satz 1 und 2 gelten 
nicht für Parkplätze,  
 
1.  die unmittelbar entlang der 

Fahrbahnen öffentlicher Stra-
ßen angeordnet sind, oder  

 
2.  sofern die Erfüllung sonstigen 

öffentlich-rechtlichen Pflichten 
widerspricht. 

  
Die untere Bauaufsichtsbehörde 
kann insbesondere aus städtebau-
lichen Gründen Ausnahmen oder 
auf Antrag eine Befreiung nach 
Satz 1 und 2 erteilen, wenn die Er-
füllung mit einem unverhältnismä-
ßig hohen Aufwand verbunden ist.  
 
(3) Im Eigentum des Landes Nord-
rhein-Westfalen stehende Freiflä-
chen sollen über Absatz 1 hinaus 
vorbehaltlich der bestehenden bau-
rechtlichen, satzungsrechtlichen, 
denkmalschützenden oder sonsti-
gen rechtlichen Festlegungen an-
gemessen begrünt oder bepflanzt 
werden. Absatz 2 gilt für im Eigen-
tum des Landes Nordrhein-Westfa-
len stehende offene Parkplätze ent-
sprechend. Den kommunalen Ge-
bietskörperschaften wird empfoh-
len, hinsichtlich ihrer Freiflächen 
entsprechend Satz 1 sowie für of-
fene Parkplätze nach Absatz 2 zu 
verfahren.“ 

 
b)  unverändert 

 
8.  In § 11 Absatz 3 wird das Wort „geneh-

migungsbedürftiger“ durch die Wörter 
„nicht verfahrensfreier“ ersetzt.  

 

 8. unverändert 

9.  In § 26 Absatz 3 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt.  

 

 9. unverändert 

10.  In § 30 Absatz 5 wird nach Satz 3 folgen-
der Satz eingefügt: 

 
 „Satz 3 gilt für Gebäude, die vor dem 

1. Januar 2019 zulässigerweise errichtet 
wurden und die durch Dachausbau zur 
Schaffung von Wohnraum zu einem 

 10. unverändert 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14320 

 
 

9 

Gebäude der Gebäudeklasse 4 werden, 
entsprechend.“ 

 
11.  § 34 Absatz 5 Satz 2 wird aufgehoben.  
 

 11. unverändert 

12.  § 35 Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt ge-
ändert: 

 
a)  In Nummer 2 wird das Wort „und“ 

gestrichen.  
 
b)  In Nummer 3 wird der Punkt am 

Ende durch das Wort „oder“ ersetzt.  
 

c)  Folgende Nummer 4 wird angefügt: 
 

„4. innerhalb von Wohnungen.“  
 

 12. unverändert 

13.  § 39 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 

a)  Nach Satz 1 wird folgender Satz 
eingefügt: 

 
 „Dies gilt nicht, soweit bei bestehen-

den Gebäuden, die vor dem 1. Ja-
nuar 2019 zulässigerweise errichtet 
wurden,  

 
1.  durch Änderung, Umbau oder 

Nutzungsänderung des Dach-
geschosses oder 

 
2.  durch nachträglichen Ausbau 

des obersten Geschosses oder 
bei der Aufstockung um bis zu 
zwei Geschosse  

 
Wohnraum geschaffen wird, oder 

 
3.  die Herstellung eines Aufzuges 

infolge der Errichtung von bis 
zu zwei zusätzlichen Geschos-
sen oder infolge einer Nut-
zungsänderung eines Gebäu-
des nur unter besonderen 
Schwierigkeiten hergestellt 
werden kann.“ 

 

 13.  § 39 Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Satz 1 werden nach dem Wort 
„Gebäude“ die Wörter „, mit Aus-
nahme von Ein- und Zweifamilien-
häusern,“ eingefügt. 

 
b) Nach Satz 1 wird folgender Satz 

eingefügt: 
 
 „Dies gilt nicht, soweit bei bestehen-

den Gebäuden, die vor dem 1. Ja-
nuar 2019 zulässigerweise errichtet 
wurden,  

 
1.  durch Änderung, Umbau oder 

Nutzungsänderung des Dach-
geschosses oder 

 
2.  durch nachträglichen Ausbau 

des obersten Geschosses oder 
bei der Aufstockung um bis zu 
zwei Geschosse  

 
Wohnraum geschaffen wird, oder 

 
3.  die Herstellung eines Aufzuges 

infolge der Errichtung von bis 
zu zwei zusätzlichen Geschos-
sen oder infolge einer Nut-
zungsänderung eines Gebäu-
des nur unter besonderen 
Schwierigkeiten hergestellt 
werden kann.“ 

 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14320 

 
 

10 

b) Der neue Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „In Gebäuden mit mehr als fünf 

oberirdischen Geschossen muss 
mindestens ein Aufzug Krankentra-
gen, Rollstühle und Lasten aufneh-
men können und Haltestellen in al-
len Geschossen haben.“  

 
c) Satz 6 wird aufgehoben.  

 

c) Der neue Satz 4 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
 „In Gebäuden mit mehr als fünf 

oberirdischen Geschossen muss 
mindestens ein Aufzug Krankentra-
gen, Rollstühle und Lasten aufneh-
men können und Haltestellen in al-
len Geschossen haben.“  

 
d) Satz 6 wird aufgehoben.  
 

14.  § 42 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 2 werden nach 
dem Wort „Wald“ die Wörter „,Moor 
oder Heide“ eingefügt und nach 
dem Wort „dass“ die Wörter „kein 
Waldbrand entsteht“ durch die Wör-
ter „keine Brände in denselben 
durch diese Anlagen entstehen“ 

 

 14. unverändert 

b)  In Absatz 7 Satz 1 und 4 werden je-
weils das Wort „Bezirksschornstein-
fegermeisterin“ durch das Wort „Be-
zirksschornsteinfegerin“ und das 
Wort „Bezirksschornsteinfegermeis-
ter“ durch das Wort „Bezirksschorn-
steinfeger“ ersetzt.  

 

  

15.  In § 43 Absatz 2 Satz 1 werden nach 
dem Wort „Wohnung“ die Wörter „und 
jede sonstige Nutzungseinheit“ einge-
fügt. 

 

 15.  unverändert 

16.  § 47 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Satz 
angefügt: 

 
 „Fensterlose Küchen oder Kochni-

schen sind zulässig, wenn eine 
wirksame Lüftung gewährleistet ist.“  

 

 16. unverändert 

b)  Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) An Nutzungseinheiten zum 

Zwecke der Pflege oder Betreuung 
von Personen mit Pflegebedürftig-
keit oder Behinderung, deren 
Selbstrettungsfähigkeit einge-
schränkt ist, sind keine Anforderun-
gen wie an Sonderbauten (§ 50) zu 
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stellen, wenn die Nutzungseinhei-
ten 

 
1.  einzeln für weniger als sechs 

Personen,  
 
2.  nicht für Personen mit Intensiv-

pflegebedarf bestimmt sind  
oder 

 
3.  einen gemeinsamen Rettungs-

weg haben und für insgesamt 
weniger als zwölf Personen be-
stimmt sind.“ 

 
17.  § 48 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 48 
Stellplätze, Garagen und Fahrradab-

stellplätze 
 
(1) Die notwendigen Stellplätze und Ga-
ragen sowie Fahrradabstellplätze (§ 87 
Absatz 1 Nummer 7) sind auf dem Bau-
grundstück oder in zumutbarer Entfer-
nung davon auf einem geeigneten 
Grundstück, dessen Benutzung für die-
sen Zweck öffentlich-rechtlich gesichert 
wird, herzustellen. Erfolgen die Festle-
gungen nach Satz 1 durch Bebauungs-
plan (§ 89 Absatz 2) oder durch örtliche 
Bauvorschrift (§ 89 Absatz 1 Nummer 
4), sind diese maßgeblich. 
 
(2) Die Gemeinde hat den Geldbetrag 
für die Ablösung von Stellplätzen und 
Fahrradabstellplätzen zu verwenden für 
 
1.  die Herstellung zusätzlicher oder 

die Instandhaltung, die Instandset-
zung oder die Modernisierung be-
stehender Parkeinrichtungen ein-
schließlich der Ausstattung mit 
Elektroladestationen,  

 
2.  den Bau und die Einrichtung von in-

nerörtlichen Radverkehrsanlagen 
sowie die Schaffung von öffentli-
chen Fahrradabstellplätzen ein-
schließlich der Ausstattung mit 
Elektroladestationen oder 

 

 17. unverändert 
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3.  sonstige Maßnahmen zur Entlas-
tung der Straßen vom ruhenden 
Verkehr, einschließlich investiver 
Maßnahmen des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs sowie andere 
Maßnahmen, die Bestandteil eines 
kommunalen oder interkommuna-
len Mobilitätskonzepts einer oder 
mehrerer Gemeinden sind.“ 

 
18.  In § 49 werden die Absätze 1 und 2 wie 

folgt gefasst: 
 

„(1) In Gebäuden der Gebäudeklasse 3 
bis 5 mit Wohnungen müssen die Woh-
nungen im erforderlichen Umfang barri-
erefrei sein. § 39 Absatz 4 bleibt unbe-
rührt. 
 
(2) Bauliche Anlagen, die öffentlich zu-
gänglich sind, müssen im erforderlichen 
Umfang barrierefrei sein. Öffentlich zu-
gänglich sind bauliche Anlagen, wenn 
und soweit sie nach ihrem Zweck im 
Zeitraum ihrer Nutzung von im Vor-
hinein nicht bestimmbaren Personen 
aufgesucht werden können. Dies gilt 
insbesondere für  
 
1.  Einrichtungen der Kultur und des 

Bildungswesens, 
 

2.  Sport- und Freizeitstätten,  
 
3.  Einrichtungen des Gesundheitswe-

sens,  
 
4.  Büro-, Verwaltungs- und Gerichts-

gebäude,  
 
5.  Verkaufs-, Gast- und Beherber-

gungsstätten sowie  
 
6.  Stellplätze, Garagen und Toiletten-

anlagen.  
 
Toilettenräume und notwendige Stell-
plätze für Besucherinnen und Besucher 
sowie für Benutzerinnen und Benutzer 
müssen in der erforderlichen Anzahl 
barrierefrei sein. Wohngebäude sind 
nicht öffentlich zugänglich im Sinne die-
ses Absatzes.“ 

 18. unverändert 
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19. § 50 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„4. Verkaufsstätten, deren Ver-
kaufsräume und Ladenstraßen 
einschließlich ihrer inneren 
Bauteile eine Fläche von insge-
samt mehr als 2 000 m² haben,“ 

 
b)  Die Nummern 6 und 7 werden durch 

die folgenden Nummern 6 bis 8 er-
setzt: 

 
 „6. Versammlungsstätten 
 

a) mit Versammlungsräumen, die 
einzeln für mehr als 200 Besu-
cherinnen und Besucher be-
stimmt sind oder mit mehreren 
Versammlungsräumen, die ins-
gesamt für mehr als 200 Besu-
cherinnen und Besucher be-
stimmt sind, wenn diese Ver-
sammlungsräume gemeinsame 
Rettungswege haben, 

 
b)  im Freien mit Szenenflächen 

und Tribünen, die keine Fliegen-
den Bauten sind und deren Be-
sucherbereich für mehr als 1 000 
Besucherinnen und Besucher 
bestimmt ist, sowie solche Ver-
sammlungsstätten im Freien, die 
für mehr als 5 000 Besucherin-
nen und Besucher bestimmt 
sind, und 

 
c) Sportstadien und Freisportanla-

gen mit Tribünen, die keine Flie-
genden Bauten sind, und die je-
weils für insgesamt mehr als 5 
000 Besucherinnen und Besu-
cher bestimmt sind, 

 
7. Schank- und Speisegaststätten 

mit mehr als 200 Gastplätzen in 
Gebäuden oder mehr als 1 000 
Gastplätzen im Freien, Beher-
bergungsstätten mit mehr als 30 
Betten, Vergnügungsstätten so-
wie Wettbüros, 

 19. unverändert 
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8. Gebäude mit Nutzungseinheiten 

zum Zwecke der Pflege oder Be-
treuung von Personen mit Pfle-
gebedürftigkeit oder Behinde-
rung, deren Selbstrettungsfähig-
keit eingeschränkt ist, wenn die 
Nutzungseinheiten  
 
a) einzeln für mehr als sechs 

Personen oder 
 
b) für Personen mit Intensiv-

pflegebedarf bestimmt sind, 
oder 

 
c) einen gemeinsamen Ret-

tungsweg haben und für ins-
gesamt mehr als zwölf Per-
sonen bestimmt sind,“ 

 
c)  Die bisherigen Nummern 8 und 9 

werden Nummern 9 und 10. 
 

d)  Die bisherige Nummer 10 wird die 
Nummer 11 und wie folgt gefasst: 

 
„11. Tageseinrichtungen für Kinder, 

Menschen mit Behinderung 
und alte Menschen, sonstige 
Einrichtungen zur Unterbrin-
gung von Personen, ausge-
nommen Tageseinrichtungen 
einschließlich Tagespflege für 
nicht mehr als zehn Kinder,“ 

 
e)  Die bisherigen Nummern 11 bis 14 

werden die Nummern 12 bis 15. 
 
f)  Die bisherige Nummer 15 wird auf-

gehoben. 
 
20. § 53 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort 
„genehmigungsbedürftigen“ durch 
die Wörter „nicht verfahrensfreien“ 
ersetzt. 

 

 20. unverändert 

b)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „genehmigungsbedürftige Besei-
tigung von“ durch die Wörter „Besei-
tigung von nicht verfahrensfreien“ 
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ersetzt und nach dem Wort „Anla-
gen“ werden die Wörter „gemäß 
§ 62 Absatz 1“ eingefügt. 

 
21. § 54 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 1 Satz 3 werden die Wör-
ter „geliefert werden und dem ge-
nehmigten Entwurf und“ gestrichen. 

 

 21. unverändert 

b)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Nach Satz 1 wird folgender 
Satz eingefügt: 

 
 „Als berechtigte Person nach 

Satz 1 kann sich, soweit die 
Studienanforderungen nach 
Satz 1 nicht erfüllt werden, in 
die Liste bis zum 30. Juni 2022 
auch eintragen lassen, wer 
während eines Zeitraumes von 
fünf Jahren vor Inkrafttreten 
dieses Gesetzes regelmäßig 
Standsicherheitsnachweise für 
bauliche Anlagen aufgestellt 
hat und dies sowie die erforder-
liche Sachkunde gegenüber 
der zuständigen Stelle nach-
weist.“ 

 
bb)  Im neuen Satz 3 wird das Wort 

„auch“ gestrichen und nach 
dem Wort „Nordrhein-Westfa-
len“ werden die Wörter „, so-
weit diese auch die Mitglied-
schaft in einer Architektenkam-
mer oder einer Ingenieurkam-
mer nachweisen können“ ein-
gefügt.  

 
cc)  Im neuen Satz 4 wird die An-

gabe „4 bis 6“ durch die An-
gabe „5 bis 7“ ersetzt.  

 

  

22.  In § 57 Absatz 2 werden die Sätze 2 und 
3 durch folgenden Satz ersetzt: 

 
 „Geeignete Fachkräfte sind insbeson-

dere Personen, die einen Hochschulab-
schluss der Fachrichtungen Architektur 
oder Bauingenieurwesen haben und die 
insbesondere die erforderlichen 

 22. unverändert 
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Kenntnisse des öffentlichen Baurechts, 
der Bautechnik und der Baugestaltung 
haben.“ 

 
23. § 58 Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(5) Die Bauaufsichtsbehörden können 

zur Erfüllung ihrer Aufgaben Sachver-
ständige und sachverständige Stellen 
nach § 87 Absatz 2 Nummer 3 heranzie-
hen. Für die bauaufsichtliche Prüfung 
des Brandschutzes einschließlich des 
Brandschutzkonzeptes und die Zulas-
sung von Abweichungen von Anforde-
rungen an den Brandschutz kann eine 
Prüfingenieurin oder ein Prüfingenieur 
für den Brandschutz beauftragt werden.“ 

 

 23. unverändert 

24.  In § 60 Absatz 1 wird nach dem Wort 
„Änderung“ das Komma durch das Wort 
„und“ ersetzt und die Wörter „und Besei-
tigung von Anlagen“ werden gestrichen.  

 

 24. unverändert 

25.  § 61 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Satz 1 Nummer 1 werden die 
Wörter „oder an“ gestrichen. 

 
b)  Satz 1 Nummer 3 wird aufgehoben.  
 
c)  Die bisherigen Nummern 4 bis 9 

werden die Nummern 3 bis 8. 
 
d)  In Satz 2 werden die Wörter „das 

Genehmigungsverfahren“ durch die 
Wörter „dieses Gestattungsverfah-
ren“ ersetzt.  

 

 25. unverändert 

26.  § 62 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In der Überschrift wird das Wort 
„Genehmigungsfreie“ durch das 
Wort „Verfahrensfreie“ ersetzt.  

 

 26.  § 62 wird wie folgt geändert: 
 
a)  unverändert 

b)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 

werden die Wörter „Nicht ge-
nehmigungsbedürftig“ durch 
das Wort „Verfahrensfrei“ er-
setzt.  

 

 b)  Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 

werden die Wörter „Nicht ge-
nehmigungsbedürftig“ durch 
das Wort „Verfahrensfrei“ er-
setzt.  
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bb)  Nummer 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aaa)  In Buchstabe b wird vor 

der Angabe „30 m²“ das 
Wort „insgesamt“ einge-
fügt.  

 
bbb)  Buchstabe i wird aufge-

hoben.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

cc)  In Nummer 3 Buchstabe d wird 
die Angabe „Satz 2“ durch die 
Angabe „Satzes 2“ ersetzt.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bb)  Nummer 1 wird wie folgt geän-
dert: 

 
aaa)  In Buchstabe b wird vor 

der Angabe „30 m²“ das 
Wort „insgesamt“ einge-
fügt.  

 
bbb)  Buchstabe i wird wie folgt 

gefasst: 
 

„i) Dachgauben und 
vergleichbare 
Dachaufbauten im 
Geltungsbereich ei-
ner städtebaulichen 
Satzung oder einer 
Satzung nach § 89, 
die Regelungen 
über die Zulässig-
keit, den Standort 
und die Größe der 
Anlage enthält, 
wenn sie den Fest-
setzungen der Sat-
zung entsprechen 
und die statisch-
konstruktive Unbe-
denklichkeit von ei-
ner nach § 54 Ab-
satz 4 berechtigten 
Person festgestellt 
und der Bauherr-
schaft bescheinigt 
wurde,“. 

 
cc)  Nummer 3 wird wie folgt geän-

dert: 
 
 

aaa) In Buchstabe d wird nach 
dem Wort „des“ das Wort 
„Satz“ durch das Wort 
„Satzes“ ersetzt. 

 
bbb) Folgender Buchstabe e 

wird angefügt: 
 

„e) Photovoltaikanlagen 
auf Kranstellflä-
chen von Wind-
energieanlagen,“. 
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dd)  In Nummer 4 Buchstabe c wer-
den die Wörter „von Abwasser-
behandlungsanlagen von Ge-
bäuden“ durch die Wörter „der 
Gebäude von Abwasserbe-
handlungsanlagen“ und die An-
gabe „Satz 2“ durch die Angabe 
„Satzes 2“ ersetzt.  

 
ee)  Nummer 5 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  Buchstabe a wird wie 
folgt gefasst: 

 
„a) 
 
aa) Antennen und Anten-
nen tragende Masten mit 
einer Höhe bis zu 15 m, 
auf Gebäuden gemessen 
ab dem Schnittpunkt der 
Anlage mit der Dachhaut, 
im Außenbereich freiste-
hend mit einer Höhe bis 
zu 20 m, wenn eine hier-
für nach § 54 Absatz 4 
berechtigte Person die 
statisch-konstruktive Un-
bedenklichkeit festge-
stellt und der Bauherr-
schaft bescheinigt hat, 
 
bb) zugehörige Versor-
gungseinheiten mit ei-
nem Brutto-Rauminhalt 
bis zu 10 m³ 
 
sowie die mit solchen 
Vorhaben verbundene 
Änderung der Nutzung o-
der der äußeren Gestalt 
einer bestehenden bauli-
chen Anlage,“ 

 
bbb)  In Buchstabe e wird nach 

der Angabe „10“ die An-
gabe „m,“ eingefügt. 

 
ff)  In Nummer 6 Buchstabe c wer-

den die Wörter „außer offenen 
Behältern für Jauche und Flüs-
sigmist,“ gestrichen.  

dd)  In Nummer 4 Buchstabe c wer-
den die Wörter „von Abwasser-
behandlungsanlagen von Ge-
bäuden“ durch die Wörter „der 
Gebäude von Abwasserbe-
handlungsanlagen“ und die An-
gabe „Satz 2“ durch die Angabe 
„Satzes 2“ ersetzt.  

 
ee)  Nummer 5 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  Buchstabe a wird wie 
folgt gefasst: 

 
„a) 
 
aa) Antennen und Anten-
nen tragende Masten mit 
einer Höhe bis zu 15 m, 
auf Gebäuden gemessen 
ab dem Schnittpunkt der 
Anlage mit der Dachhaut, 
im Außenbereich freiste-
hend mit einer Höhe bis 
zu 20 m, wenn eine hier-
für nach § 54 Absatz 4 
berechtigte Person die 
statisch-konstruktive Un-
bedenklichkeit festge-
stellt und der Bauherr-
schaft bescheinigt hat, 
 
bb) zugehörige Versor-
gungseinheiten mit ei-
nem Brutto-Rauminhalt 
bis zu 10 m³ 
 
sowie die mit solchen 
Vorhaben verbundene 
Änderung der Nutzung o-
der der äußeren Gestalt 
einer bestehenden bauli-
chen Anlage,“ 

 
bbb)  In Buchstabe e wird nach 

der Angabe „10“ die An-
gabe „m,“ eingefügt. 

 
ff)  In Nummer 6 Buchstabe c wer-

den die Wörter „außer offenen 
Behältern für Jauche und Flüs-
sigmist,“ gestrichen.  
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gg)  Nummer 10 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  In Buchstabe e wird das 
Wort „Pergolen,“ gestri-
chen.  

 
bbb)  Buchstabe f wird aufge-

hoben.  
 

hh)  Nummer 11 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„11. folgende tragende und 
nichttragende Bauteile: 
 
a) nichttragende und nicht-

aussteifende Bauteile in 
baulichen Anlagen, an 
die keine Brandschutzan-
forderungen gestellt wer-
den, sofern eine für die 
jeweilige bauliche Anlage 
nach § 67 Absatz 1 bis 3 
und 6 bauvorlageberech-
tigte Person die statisch-
konstruktive und brand-
schutztechnische Unbe-
denklichkeit festgestellt 
und der Bauherrschaft 
bescheinigt hat,  

 
b) die Änderung tragender 

oder aussteifender Bau-
teile innerhalb von Wohn-
gebäuden der Gebäude-
klassen 1 und 2, wenn 
eine berechtigte Person 
nach § 54 Absatz 4 der 
Bauherrschaft beschei-
nigt, dass die Änderung 
die Standsicherheit des 
Wohngebäudes im Gan-
zen und in seinen einzel-
nen Teilen nicht gefähr-
det, 

 
c) Fenster und Türen sowie 

die dafür bestimmten Öff-
nungen, 

 

 
gg)  Nummer 10 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  In Buchstabe e wird das 
Wort „Pergolen,“ gestri-
chen.  

 
bbb)  Buchstabe f wird aufge-

hoben.  
 

hh)  Nummer 11 wird wie folgt ge-
fasst: 

 
„11. folgende tragende und 
nichttragende Bauteile: 
 
a) nichttragende und nicht-

aussteifende Bauteile in 
baulichen Anlagen, an 
die keine Brandschutzan-
forderungen gestellt wer-
den, sofern eine für die 
jeweilige bauliche Anlage 
nach § 67 Absatz 1 bis 3 
und 6 bauvorlageberech-
tigte Person die statisch-
konstruktive und brand-
schutztechnische Unbe-
denklichkeit festgestellt 
und der Bauherrschaft 
bescheinigt hat,  

 
b) die Änderung tragender 

oder aussteifender Bau-
teile innerhalb von Wohn-
gebäuden der Gebäude-
klassen 1 und 2, wenn 
eine berechtigte Person 
nach § 54 Absatz 4 der 
Bauherrschaft beschei-
nigt, dass die Änderung 
die Standsicherheit des 
Wohngebäudes im Gan-
zen und in seinen einzel-
nen Teilen nicht gefähr-
det, 

 
c) Fenster und Türen sowie 

die dafür bestimmten Öff-
nungen, 
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d) Außenwandbekleidun-
gen einschließlich Maß-
nahmen der Wärmedäm-
mung, ausgenommen bei 
Hochhäusern, Verblen-
dungen und Verputz bau-
licher Anlagen; örtliche 
Bauvorschriften nach 
§ 89 sind zu beachten, 

 
e) Bedachungen einschließ-

lich Maßnahmen der 
Wärmedämmung, ausge-
nommen bei Hochhäu-
sern, 

 
f) Verkleidungen von Bal-

konbrüstungen, 
 
g) Erneuerung von Balko-

nen oder der Ersatz von 
Balkonen durch Altane 
auf dem eigenen Grund-
stück, sofern eine für die 
jeweilige bauliche Anlage 
nach § 67 Absatz 1 bis 3 
und 6 bauvorlageberech-
tigte Person die statisch-
konstruktive Unbedenk-
lichkeit festgestellt und 
der Bauherrschaft be-
scheinigt hat,“  

 
ii) In Nummer 12 Buchstabe a 

werden die Wörter „nach § 10 
Absatz 3 Nummer 3“ gestri-
chen.  

 
jj)  Nummer 13 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  Buchstabe d wird wie 
folgt gefasst: 

 
„d) Behelfsbauten, die 

der Landesverteidi-
gung, dem Kata-
strophenschutz, 
der Unfallhilfe oder 
die der Abwehr 
sonstiger außerge-
wöhnlicher Ereig-
nisse zum Schutz 

d) Außenwandbekleidun-
gen einschließlich Maß-
nahmen der Wärmedäm-
mung, ausgenommen bei 
Hochhäusern, Verblen-
dungen und Verputz bau-
licher Anlagen; örtliche 
Bauvorschriften nach 
§ 89 sind zu beachten, 

 
e) Bedachungen einschließ-

lich Maßnahmen der 
Wärmedämmung, ausge-
nommen bei Hochhäu-
sern, 

 
f) Verkleidungen von Bal-

konbrüstungen, 
 
g) Erneuerung von Balko-

nen oder der Ersatz von 
Balkonen durch Altane 
auf dem eigenen Grund-
stück, sofern eine für die 
jeweilige bauliche Anlage 
nach § 67 Absatz 1 bis 3 
und 6 bauvorlageberech-
tigte Person die statisch-
konstruktive Unbedenk-
lichkeit festgestellt und 
der Bauherrschaft be-
scheinigt hat,“  

 
ii) In Nummer 12 Buchstabe a 

werden die Wörter „nach § 10 
Absatz 3 Nummer 3“ gestri-
chen.  

 
jj)  Nummer 13 wird wie folgt geän-

dert: 
 

aaa)  Buchstabe d wird wie 
folgt gefasst: 

 
„d) Behelfsbauten, die 

der Landesverteidi-
gung, dem Kata-
strophenschutz, 
der Unfallhilfe oder 
die der Abwehr 
sonstiger außerge-
wöhnlicher Ereig-
nisse zum Schutz 
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der Bevölkerung 
dienen,“ 

 
bbb)  Buchstabe g wird wie 

folgt gefasst: 
 

„g) ortsveränderlich 
nutzbare und fahr-
bereit aufgestellte 
Geflügelställe zum 
Zweck der Frei-
landhaltung, die ei-
nem land- oder 
forstwirtschaftli-
chen Betrieb zur 
Aufstallung von 
maximal 800 Tieren 
dienen, sofern die 
Anlage maximal 
vier Wochen an ei-
nem Standort ver-
bleibt und frühes-
tens nach acht Wo-
chen wieder auf 
diesen umgesetzt 
wird,“ 

 
kk)  Nummer 14 wird wie folgt geän-

dert: 
 

 
aaa)  In Buchstabe d wird die 

Angabe „2“ durch die An-
gabe „4“ ersetzt.  

 
bbb)  Folgender Buchstabe e 

wird angefügt: 
 

„e)  Freischankflächen 
bis zu 40 m2 ein-
schließlich einer 
damit verbundenen 
Nutzungsänderung 
einer Gaststätte, ei-
ner Verkaufsstelle 
des Lebensmittel-
handwerks oder ei-
nes landwirtschaft-
lichen Betriebes,“ 

 

der Bevölkerung 
dienen,“ 

 
bbb)  Buchstabe g wird wie 

folgt gefasst: 
 

„g) ortsveränderlich 
nutzbare und fahr-
bereit aufgestellte 
Geflügelställe zum 
Zweck der Frei-
landhaltung, die ei-
nem land- oder 
forstwirtschaftli-
chen Betrieb zur 
Aufstallung von 
maximal 800 Tieren 
dienen, sofern die 
Anlage maximal 
vier Wochen an ei-
nem Standort ver-
bleibt und frühes-
tens nach acht Wo-
chen wieder auf 
diesen umgesetzt 
wird,“ 

 
kk)  Nummer 14 wird wie folgt geän-

dert: 
 

 
aaa)  In Buchstabe d wird die 

Angabe „2“ durch die An-
gabe „4“ ersetzt.  

 
bbb)  Folgender Buchstabe e 

wird angefügt: 
 

„e)  Freischankflächen 
bis zu 40 m2 ein-
schließlich einer 
damit verbundenen 
Nutzungsänderung 
einer Gaststätte, ei-
ner Verkaufsstelle 
des Lebensmittel-
handwerks oder ei-
nes landwirtschaft-
lichen Betriebes,“ 

 
c)  In Absatz 2 werden in Satz 1 in dem 

Satzteil vor Nummer 1 und in Satz 2 
jeweils die Wörter „Nicht 

 c) unverändert 
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genehmigungsbedürftig“ durch das 
Wort „Verfahrensfrei“ ersetzt.  

 
d)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

 
„(3) Verfahrensfrei ist die Beseiti-
gung von 
 
1.  Anlagen nach Absatz 1, 
 
2.  freistehenden Gebäuden der 

Gebäudeklassen 1 und 3 sowie  
 
3.  sonstigen Anlagen, die keine 

Gebäude sind, mit einer Höhe 
bis zu 10 m. 

 
Im Übrigen ist die beabsichtigte Be-
seitigung von Anlagen mindestens 
einen Monat zuvor der Bauauf-
sichtsbehörde schriftlich durch die 
Bauherrschaft anzuzeigen. Bei 
nicht freistehenden Gebäuden 
muss durch eine berechtigte Per-
son nach § 54 Absatz 4 beurteilt 
und im erforderlichen Umfang 
nachgewiesen werden, dass das 
Gebäude oder die Gebäude, an die 
das zu beseitigende Gebäude an-
gebaut ist, während und nach der 
Beseitigung standsicher sind. Die 
Beseitigung ist, soweit notwendig, 
durch die qualifizierte Tragwerks-
planerin oder den qualifizierten 
Tragwerksplaner zu überwachen. 
Die Sätze 3 und 4 gelten nicht, so-
weit an verfahrensfreie Gebäude 
angebaut ist. § 74 Absatz 9 gilt ent-
sprechend.“ 

 

 d)  Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„(3) Verfahrensfrei ist die Beseiti-
gung von 
 
1.  Anlagen nach Absatz 1, 
 
2.  freistehenden Gebäuden der 

Gebäudeklassen 1 und 3 sowie  
 
3.  sonstigen Anlagen, die keine 

Gebäude sind, mit einer Höhe 
bis zu 10 m.  

 
Die Bauherrschaft kann beantra-
gen, dass für Verfahren nach Satz 1 
ein Baugenehmigungsverfahren 
durchgeführt wird. Im Übrigen ist die 
beabsichtigte Beseitigung von Anla-
gen mindestens einen Monat zuvor 
der Bauaufsichtsbehörde schriftlich 
durch die Bauherrschaft anzuzei-
gen. Bei nicht freistehenden Gebäu-
den muss durch eine berechtigte 
Person nach § 54 Absatz 4 beurteilt 
und im erforderlichen Umfang nach-
gewiesen werden, dass das Ge-
bäude oder die Gebäude, an die 
das zu beseitigende Gebäude an-
gebaut ist, während und nach der 
Beseitigung standsicher sind. Die 
Beseitigung ist, soweit notwendig, 
durch die qualifizierte Tragwerks-
planerin oder den qualifizierten 
Tragwerksplaner zu überwachen. 
Die Sätze 3 und 4 gelten nicht, so-
weit an verfahrensfreie Gebäude 
angebaut ist. § 74 Absatz 9 gilt ent-
sprechend.“ 

 
27.  § 63 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa)  In Nummer 1 wird das 
Wort „liegen“ durch das 
Wort „liegt“ ersetzt. 

 

 27.  § 63 wird wie folgt geändert: 
 

a) unverändert 
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bbb) Nummer 2 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„2. es den Festsetzungen 

des Bebauungsplans 
und den Regelungen 
örtlicher Bauvorschrif-
ten (§ 89) nicht wider-
spricht oder sie keiner 
Ausnahme oder Be-
freiung nach § 31 des 
Baugesetzbuchs be-
dürfen,“ 

 
ccc) Nummer 4 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„4. es keiner Abweichung 
nach § 69 bedarf und“. 

 
ddd)  In Nummer 5 wird das 

Wort „ein“ durch die Wör-
ter „das vereinfachte“ er-
setzt und nach dem Wort 
„soll“ wird das Komma 
gestrichen.  

 
bb)  In Satz 2 wird nach dem Wort 

„das“ das Wort „vereinfachte“ 
eingefügt.  

 
b)  In Absatz 4 werden die Sätze 1 und 

2 aufgehoben.  
 

 b) unverändert 

c)  Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „3“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt 
und nach dem Wort „Fahr-
radabstellplätze“ wird die An-
gabe „über 100 m²“ eingefügt.  

 
bb)  Die Sätze 2 und 3 werden auf-

gehoben. 
 

 c) unverändert 

d)  In Absatz 6 Satz 4 wird das Wort 
„seine“ durch das Wort „ihre“ er-
setzt.  

 

 d) unverändert 

e)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst:  
 

„(8) §§ 67 und 68 bleiben unberührt. 
Abweichend von § 68 müssen die 

 e)  Absatz 8 wird wie folgt gefasst:  
 

„(8) Die §§ 67, 68 und 84 Absatz 4 
bleiben unberührt. Abweichend von 
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bautechnischen Nachweise und Be-
scheinigungen von staatlich aner-
kannten Sachverständigen spätes-
tens bei Baubeginn der Bauherr-
schaft vorliegen. § 70 Absatz 2 
Satz 1, Absatz 3 Satz 1 und 2, § 
74 Absatz 5 Satz 1 und 2, Absatz 8 
und 9 sind entsprechend anzuwen-
den.“ 

 

den §§ 68 und 84 Absatz 4 müssen 
die bautechnischen Nachweise und 
Bescheinigungen von staatlich an-
erkannten Sachverständigen spä-
testens bei Baubeginn der Bauherr-
schaft vorliegen. § 70 Absatz 2 
Satz 1, Absatz 3 Satz 1 und 2, 
§ 74 Absatz 5 Satz 1 und 2, Ab-
satz 8 und 9 sind entsprechend an-
zuwenden.“ 

 
28.  § 64 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 64 
Vereinfachtes Baugenehmigungsver-

fahren 
 
 Bei der Errichtung und Änderung von 

Anlagen, die keine großen Sonderbau-
ten sind, prüft die Bauaufsichtsbehörde  

 
1.  die Übereinstimmung mit  

 
a)  den Vorschriften über die Zu-

lässigkeit der baulichen Anla-
gen nach den §§ 29 bis 38 des 
Baugesetzbuchs, 

 
b)  den §§ 4, 6, 8, 9, 10, 47 Absatz 

4, 48 und 49,  
 
c)  den Regelungen örtlicher Bau-

vorschriften (§ 89) und 
 
d)  den Brandschutzvorschriften 

im Falle von Sonderbauten, so-
weit es sich nicht um Garagen 
mit einer Nutzfläche über 100 
m² bis 1 000 m² handelt, 

 
2.  beantragte Abweichungen im Sinne 

des § 69 Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 3 sowie 

 
3.  andere öffentlich-rechtliche Vor-

schriften, deren Einhaltung nicht in 
einem anderen Genehmigungs-, Er-
laubnis- oder sonstigen Zulas-
sungsverfahren geprüft wird. 

 
 Die Anforderungen des baulichen Ar-

beitsschutzes werden nicht geprüft. Das 
vereinfachte 

 28.  § 64 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 64 
Vereinfachtes Baugenehmigungsver-

fahren 
 
 (1) Bei der Errichtung und Änderung von 

Anlagen, die keine großen Sonderbau-
ten sind, prüft die Bauaufsichtsbehörde  

 
1.  die Übereinstimmung mit  

 
a)  den Vorschriften über die Zu-

lässigkeit der baulichen Anla-
gen nach den §§ 29 bis 38 des 
Baugesetzbuchs, 

 
b)  den §§ 4, 6, 8, 9, 10, 47 Ab-

satz 4, 48 und 49,  
 
c)  den Regelungen örtlicher Bau-

vorschriften (§ 89) und 
 
d)  den Brandschutzvorschriften 

im Falle von Sonderbauten, so-
weit es sich nicht um Garagen 
mit einer Nutzfläche über 
100 m² bis 1 000 m² handelt, 

 
2.  beantragte Abweichungen im Sinne 

des § 69 Absatz 1 und Absatz 2 
Satz 3 sowie 

 
3.  andere öffentlich-rechtliche Vor-

schriften, deren Einhaltung nicht in 
einem anderen Genehmigungs-, Er-
laubnis- oder sonstigen Zulas-
sungsverfahren geprüft wird. 

 
 Die Anforderungen des baulichen Ar-

beitsschutzes werden nicht geprüft. Das 
vereinfachte 
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Baugenehmigungsverfahren wird auch 
durchgeführt, wenn durch eine Nut-
zungsänderung eine Anlage entsteht, 
die kein großer Sonderbau ist. § 68 
bleibt unberührt.“ 

 

Baugenehmigungsverfahren wird auch 
durchgeführt, wenn durch eine Nut-
zungsänderung eine Anlage entsteht, 
die kein großer Sonderbau ist. § 68 
bleibt unberührt. 

 
(2) Abweichend gilt für Nutzungsände-
rungen von Anlagen für die Dauer von 
bis zu zwölf Monaten außerhalb der Au-
ßenbereiche, dass die Durchführung ei-
ner Nutzungsänderung mindestens ei-
nen Monat vor Aufnahme der geänder-
ten Nutzung unter Beifügung der für eine 
Prüfung erforderlichen Bauvorlagen bei 
der Gemeinde anzuzeigen ist (Nut-
zungsänderungsanzeige). Die Nut-
zungsänderung kann aufgenommen 
werden, wenn die Gemeinde nicht inner-
halb von vier Wochen nach Eingang der 
vollständigen Nutzungsänderungsan-
zeige erklärt, dass das vereinfachte 
Baugenehmigungsverfahren nach Ab-
satz 1 durchgeführt werden soll.“ 

 
29.  Dem § 65 wird folgender Satz angefügt: 
 
 „§ 68 bleibt unberührt.“ 
 

 29. unverändert 

30.  § 66 wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 66 
Typengenehmigung, referentielle Bau-

genehmigung 
 
 (1) Für bauliche Anlagen, die in dersel-

ben Ausführung an mehreren Stellen er-
richtet werden sollen, wird auf Antrag 
durch die oberste Bauaufsichtsbehörde 
eine Typengenehmigung erteilt, wenn 
die baulichen Anlagen oder Teile von 
baulichen Anlagen den Anforderungen 
nach diesem Gesetz oder aufgrund die-
ses Gesetzes erlassenen Vorschriften 
entsprechen. Eine Typengenehmigung 
kann auch für bauliche Anlagen erteilt 
werden, die in unterschiedlicher Ausfüh-
rung, aber nach einem bestimmten Sys-
tem und aus bestimmten Bauteilen an 
mehreren Stellen errichtet werden sol-
len. In der Typengenehmigung ist die 
zulässige Veränderbarkeit festzulegen. 
Für Fliegende Bauten wird eine Typen-
genehmigung nicht erteilt.  

 30. unverändert 
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 (2) Die Typengenehmigung gilt für fünf 

Jahre. Die Frist kann auf Antrag jeweils 
bis zu fünf Jahren verlängert werden. 
§ 75 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.  

 
 (3) Typengenehmigungen anderer Län-

der gelten auch im Land Nordrhein-
Westfalen.  

 
 (4) Eine Typengenehmigung entbindet 

nicht von der Verpflichtung, ein bauauf-
sichtliches Verfahren durchzuführen. 
Die in der Typengenehmigung entschie-
denen Fragen sind von der Bauauf-
sichtsbehörde nicht mehr zu prüfen. 

 
 (5) Bauvorhaben im Geltungsbereich 

desselben Bebauungsplans im Sinne 
von § 30 Absatz 1 oder § 30 Absatz 2 
des Baugesetzbuchs gelten als geneh-
migt (referentielle Baugenehmigung), 
wenn 

 
1. im Rahmen eines seriellen Bauvor-

habens für ein Gebäude (Referenz-
gebäude) das vereinfachte Geneh-
migungsverfahren gemäß § 64 
durchgeführt wurde, 

 
2. der Bauaufsichtsbehörde die weite-

ren, anhand des Referenzgebäudes 
zu errichtenden Gebäude (Bezugs-
gebäude) angezeigt wurden und 

 
3.  für das Referenzgebäude und die 

Bezugsgebäude gemäß § 68 bau-
technische Nachweise sowie ge-
mäß § 70 die Bauvorlagen spätes-
tens mit Anzeige des Baubeginns 
bei der Bauaufsichtsbehörde zu-
sammen mit den in Bezug genom-
menen bautechnischen Nachwei-
sen die dafür erforderlichen Be-
scheinigungen einer oder eines 
staatlich anerkannten Sachverstän-
digen vorgelegt werden. 

 
 (6) Die referentielle Baugenehmigung 

gilt für das Referenzgebäude und die 
Bezugsgebäude, soweit diese die Vo-
raussetzungen nach Absatz 5 erfüllen. 
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§ 64 und §§ 67 bis 75 gelten entspre-
chend.“ 

 
31.  § 67 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 

a)  In Absatz 3 Nummer 2 wird das 
Wort „an“ gestrichen und die Wörter 
„geknüpft sind“ werden durch die 
Wörter „nachweisen können“ er-
setzt.  

 
b)  In Absatz 5 wird Satz 1 durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 

„Personen, die in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem nach dem Recht 
der Europäischen Gemeinschaften 
gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, 
sind ohne Eintragung in die Liste 
nach Absatz 3 Nummer 2 und ohne 
Nachweis einer Kammermitglied-
schaft bauvorlageberechtigt, wenn 
sie  

 
1.  eine vergleichbare Berechti-

gung besitzen und  
 
2.  dafür dem Absatz 4 Satz 1 ver-

gleichbare Anforderungen er-
füllen mussten. 

 
Sie haben das erstmalige Tätigwer-
den als Bauvorlageberechtigte vor-
her der Ingenieurkammer-Bau 
Nordrhein-Westfalen anzuzeigen 
und dabei  

 
1.  eine Bescheinigung darüber, 

dass sie in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder 
einem nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 
gleichgestellten Staat rechtmä-
ßig als Bauvorlageberechtigte 
niedergelassen sind und ihnen 

 31.  § 67 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 2 Nummer 5 werden die 
Wörter „wenn ihre Breite insgesamt 
höchstens ein Drittel der Breite der 
darunterliegenden Außenwand be-
trägt,“ gestrichen. 

 
b)  In Absatz 3 Nummer 2 wird das 

Wort „an“ gestrichen und die Wörter 
„geknüpft sind“ werden durch die 
Wörter „nachweisen können“ er-
setzt.  

 
c)  In Absatz 5 wird Satz 1 durch die fol-

genden Sätze ersetzt: 
 

„Personen, die in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen 
Union oder einem nach dem Recht 
der Europäischen Gemeinschaften 
gleichgestellten Staat als Bauvorla-
geberechtigte niedergelassen sind, 
sind ohne Eintragung in die Liste 
nach Absatz 3 Nummer 2 und ohne 
Nachweis einer Kammermitglied-
schaft bauvorlageberechtigt, wenn 
sie  

 
1.  eine vergleichbare Berechti-

gung besitzen und  
 
2.  dafür dem Absatz 4 Satz 1 ver-

gleichbare Anforderungen er-
füllen mussten. 

 
Sie haben das erstmalige Tätigwer-
den als Bauvorlageberechtigte vor-
her der Ingenieurkammer-Bau 
Nordrhein-Westfalen anzuzeigen 
und dabei  

 
1.  eine Bescheinigung darüber, 

dass sie in einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder 
einem nach dem Recht der Eu-
ropäischen Gemeinschaften 
gleichgestellten Staat rechtmä-
ßig als Bauvorlageberechtigte 
niedergelassen sind und ihnen 
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die Ausübung dieser Tätigkei-
ten zum Zeitpunkt der Vorlage 
der Bescheinigung nicht, auch 
nicht vorübergehend, untersagt 
ist und  

 
2.  einen Nachweis darüber, dass 

sie im Staat ihrer Niederlas-
sung für die Tätigkeit als Bau-
vorlageberechtigte mindestens 
die Voraussetzungen des Ab-
satzes 4 Satz 1 Nummer 1 und 
2 erfüllen mussten,  

 
vorzulegen.“ 

 

die Ausübung dieser Tätigkei-
ten zum Zeitpunkt der Vorlage 
der Bescheinigung nicht, auch 
nicht vorübergehend, untersagt 
ist und  

 
2.  einen Nachweis darüber, dass 

sie im Staat ihrer Niederlas-
sung für die Tätigkeit als Bau-
vorlageberechtigte mindestens 
die Voraussetzungen des Ab-
satzes 4 Satz 1 Nummer 1 und 
2 erfüllen mussten,  

 
vorzulegen.“ 

 
32.  § 68 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Dem Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1 vorangestellt: 

 
„(1) Die Einhaltung der Anforderun-
gen an die Standsicherheit, den 
Brand-, Wärme- und Schallschutz 
ist zu belegen. Dies gilt nicht für ver-
fahrensfreie Bauvorhaben, ein-
schließlich der Beseitigung von An-
lagen, soweit nicht in diesem Ge-
setz oder in der Rechtsverordnung 
aufgrund § 87 Absatz 3 anderes be-
stimmt ist.“ 

 
b)  Der bisherige Absatz 1 wird Ab-

satz 2 und wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 Nummer 3 werden die 
Wörter „; dies gilt nicht für 
Wohngebäude der Gebäude-
klassen 1 bis 3 und Sonderbau-
ten“ gestrichen. 

 
bb) Die Sätze 3 bis 6 werden auf-

gehoben.  
 
c)  Der bisherige Absatz 2 wird Ab-

satz 3 und wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird der Satzteil vor 
Nummer 1 wie folgt gefasst: 

 
„Abweichend von Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 2 

 32.  § 68 wird wie folgt geändert: 
 

a)  unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
b) unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
c)  Der bisherige Absatz 2 wird Ab-

satz 3 und wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird der Satzteil vor 
Nummer 1 wie folgt gefasst: 

 
„Abweichend von Absatz 2 
Satz 1 Nummer 1 und 2 
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müssen die bautechnischen 
Nachweise für“ 

 
bb)  Satz 2 wird durch die folgenden 

Sätze ersetzt: 
 

„In dem Fall des Absatz 2 
Satz 1 Nummer 2 bescheinigt 
eine berechtigte Person nach 
§ 54 Absatz 4 die Übereinstim-
mung der Bauausführung mit 
den Anforderungen des Stand-
sicherheitsnachweises anhand 
von stichprobenhaften Kontrol-
len der Baustelle. § 83 Absatz 4 
und § 84 Absatz 4 gelten ent-
sprechend.“ 

 
d) Nach dem neuen Absatz 3 werden 

die folgenden Absätze 4 bis 6 ein-
gefügt: 

 
„(4) Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 gilt 
nicht für 
 
a) Gebäude der Gebäudeklassen 

1und 2 einschließlich ihrer Ne-
bengebäude und Nebenanla-
gen,  

 
b) Wohngebäude der Gebäude-

klasse 3 und 
 
c)  Sonderbauten mit Ausnahme 

von Garagen mit einer Nutzflä-
che über 100 m² bis 1 000 m².  

 
Für Vorhaben nach Satz 1 Buch-
stabe a und b ist eine Erklärung der 
Entwurfsverfassenden, dass das 
Vorhaben den Anforderungen an 
den Brandschutz entspricht, ausrei-
chend.  

 
(5) Soll bei der Errichtung geschlos-
sener Garagen mit einer Nutzfläche 
über 100 m² bis 1 000 m² eine na-
türliche Lüftung vorgesehen wer-
den, so muss zuvor von einer oder 
einem staatlich anerkannten Sach-
verständigen die Unbedenklichkeit 
bescheinigt worden sein. Die Be-
scheinigung ist aufgrund 

müssen die bautechnischen 
Nachweise für“ 

 
bb)  Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

 
„In dem Fall des Absatzes 2 
Satz 1 Nummer 2 bescheinigt 
eine berechtigte Person nach 
§ 54 Absatz 4 die Übereinstim-
mung der Bauausführung mit 
den Anforderungen des Stand-
sicherheitsnachweises anhand 
von stichprobenhaften Kontrol-
len der Baustelle.“ 
 
 
 
 

d) Nach dem neuen Absatz 3 werden 
die folgenden Absätze 4 bis 6 ein-
gefügt: 

 
„(4) Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 gilt 
nicht für 
 
a) Gebäude der Gebäudeklassen 

1und 2 einschließlich ihrer Ne-
bengebäude und Nebenanla-
gen,  

 
b) Wohngebäude der Gebäude-

klasse 3 und 
 
c)  Sonderbauten mit Ausnahme 

von Garagen mit einer Nutzflä-
che über 100 m² bis 1 000 m².  

 
Für Vorhaben nach Satz 1 Buch-
stabe a und b ist eine Erklärung der 
Entwurfsverfassenden, dass das 
Vorhaben den Anforderungen an 
den Brandschutz entspricht, ausrei-
chend.  

 
(5) Soll bei der Errichtung geschlos-
sener Garagen mit einer Nutzfläche 
über 100 m² bis 1 000 m² eine na-
türliche Lüftung vorgesehen wer-
den, so muss zuvor von einer oder 
einem staatlich anerkannten Sach-
verständigen die Unbedenklichkeit 
bescheinigt worden sein. Die Be-
scheinigung ist aufgrund 
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durchgeführter Messungen inner-
halb eines Monats nach Inbetrieb-
nahme der Garage von der oder 
dem Sachverständigen zu bestäti-
gen. 
 
(6) Bei Gebäuden der Gebäude-
klasse 5 und bei Sonderbauten wer-
den die bautechnischen Nachweise 
über den Brandschutz bauaufsicht-
lich geprüft. § 69 bleibt unberührt. 
Die Bauherrschaft kann in den übri-
gen Fällen eine Prüfung der bau-
technischen Nachweise durch die 
Bauaufsicht beantragen. Dies gilt 
auch für die Anforderungen an den 
Brandschutz, soweit hierüber Be-
scheinigungen nach Absatz 2 vor-
zulegen sind. Werden bautechni-
sche Nachweise für den Brand-
schutz durch eine oder einen staat-
lich anerkannten Sachverständigen 
bescheinigt, werden die entspre-
chenden Anforderungen auch in 
den Fällen des § 69 nicht geprüft. 
Einer Prüfung bautechnischer 
Nachweise, die von einem Prüfamt 
für Baustatik allgemein geprüft sind 
(Typenprüfung), bedarf es nicht. Ty-
penprüfungen anderer Länder gel-
ten auch im Land Nordrhein-West-
falen.“ 

 
 
e)  Der bisherige Absatz 3 wird aufge-

hoben.  
 

durchgeführter Messungen inner-
halb eines Monats nach Inbetrieb-
nahme der Garage von der oder 
dem Sachverständigen zu bestäti-
gen. 
 
(6) Bei Sonderbauten wird die Über-
einstimmung des Vorhabens mit 
den Brandschutzvorschriften durch 
die Bauaufsichtsbehörde geprüft; 
dies gilt nicht für Garagen mit einer 
Nutzfläche über 100 m² bis 1 000 
m2. § 69 bleibt unberührt. Die Bau-
herrschaft kann in den übrigen Fäl-
len eine Prüfung der bautechni-
schen Nachweise durch die Bauauf-
sicht beantragen. Dies gilt auch für 
die Anforderungen an den Brand-
schutz, soweit hierüber Bescheini-
gungen nach Absatz 2 vorzulegen 
sind. Werden bautechnische Nach-
weise für den Brandschutz durch 
eine oder einen staatlich anerkann-
ten Sachverständigen bescheinigt, 
werden die entsprechenden Anfor-
derungen auch in den Fällen des 
§ 69 nicht geprüft. Einer Prüfung 
bautechnischer Nachweise, die von 
einem Prüfamt für Baustatik allge-
mein geprüft sind (Typenprüfung), 
bedarf es nicht. Typenprüfungen 
anderer Länder gelten auch im 
Land Nordrhein-Westfalen.“ 

 
e)  Der bisherige Absatz 3 wird aufge-

hoben.  
 

33.  § 69 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 wird die Angabe „und 

3“ durch die Wörter „Satz 1 und 
2“ ersetzt.  

 
bb)  Satz 3 wird durch die folgenden 

Sätze ersetzt: 
 

„§ 58 Absatz 5 und § 88 Ab-
satz 1 Satz 3 bleiben unbe-
rührt. Der Zulassung einer Ab-
weichung bedarf es nicht, wenn 
eine staatlich anerkannte 

 33.  § 69 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Absatz 1 erhält die folgende Fas-

sung: 
 
„(1) Die Bauaufsichtsbehörde kann 
Abweichungen von Anforderungen 
dieses Gesetzes und aufgrund die-
ses Gesetzes erlassener Vorschrif-
ten zulassen, wenn sie unter Be-
rücksichtigung des Zwecks der je-
weiligen Anforderung und unter 
Würdigung der öffentlich-rechtlich 
geschützten nachbarlichen Belange 
mit den öffentlichen Belangen, ins-
besondere den Anforderungen des 
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Sachverständige oder ein 
staatlich anerkannter Sachver-
ständiger für die Prüfung des 
Brandschutzes bescheinigt hat, 
dass das Vorhaben den Anfor-
derungen an den Brandschutz 
entspricht und in den Fällen des 
Absatzes 2 Satz 3 das Vorlie-
gen der Voraussetzungen für 
Abweichungen durch sie oder 
ihn bescheinigt wird.“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 3, vereinbar ist. Abweichungen 
von den § 4 bis § 16 und § 26 bis 
§ 47 sowie § 49 dieses Gesetzes o-
der aufgrund dieses Gesetzes er-
lassener Vorschriften sind bei be-
stehenden Anlagen zuzulassen,  
 
1. zur Modernisierung von Woh-

nungen und Wohngebäuden, 
der Teilung von Wohnungen  
oder der Schaffung von zusätz-
lichem Wohnraum durch Aus-
bau, Anbau, Nutzungsände-
rung oder Aufstockung, deren 
Baugenehmigung oder die 
Kenntnisgabe für die Errichtung 
des Gebäudes mindestens fünf 
Jahre zurückliegt,  

 
2.  zur Verwirklichung von Vorha-

ben zur Einsparung von Was-
ser oder Energie oder  

 
3.  zur Erhaltung und weiteren 

Nutzung von Denkmälern.  
 
Ferner kann von § 4 bis § 16 und 
§ 26 bis § 47 dieses Gesetzes oder 
aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
ner Vorschriften abgewichen wer-
den,  
 
1.  wenn Gründe des allgemeinen 

Wohls die Abweichung erfor-
dern,  

 
2.  bei Nutzungsänderungen oder 
 
3.  wenn die Einhaltung der Vor-

schrift im Einzelfall zu einer of-
fenbar nicht beabsichtigten 
Härte führen würde. 

 
Im Falle von Satz 3 Nummer 2 kann 
auch von § 49 Absatz 1 abgewichen 
werden. 
 
Gründe des allgemeinen Wohls lie-
gen insbesondere bei Vorhaben zur 
Deckung dringenden Wohnbedarfs, 
bei Vorhaben zur Berücksichtigung 
der Belange des Klimaschutzes und 
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b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach der An-
gabe „1“ die Wörter „Satz 1 und 
2“ eingefügt und das Wort „ge-
sondert“ wird gestrichen.  

 
bb)  In Satz 3 werden die Wörter 

„gilt Satz 1“ durch die Wörter 
„gelten die Sätze 1 und 2“ er-
setzt.  

 
c)  In Absatz 3 Satz 1 wird nach den 

Wörtern „Absatz 1 Satz 1“ die An-
gabe „und 2“ eingefügt und die Wör-
ter „nicht genehmigungsbedürfti-
gen“ wird durch das Wort „verfah-
rensfreien“ ersetzt.  

 

der Klimaanpassung oder aus 
Gründen der Stadtentwicklung vor. 
 
Bei den Vorhaben nach Satz 2 und 
3 folgt die Atypik bereits aus dem 
festgestellten Sonderinteresse.“ 
 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Ab-
satz 1a neu eingefügt: 

 
„(1a) § 58 Absatz 5 und § 88 Ab-
satz 1 Satz 3 bleiben unberührt. Der 
Zulassung einer Abweichung bedarf 
es nicht, wenn eine staatlich aner-
kannte Sachverständige oder ein 
staatlich anerkannter Sachverstän-
diger für die Prüfung des Brand-
schutzes bescheinigt hat, dass das 
Vorhaben den Anforderungen an 
den Brandschutz entspricht und in 
den Fällen des Absatzes 2 Satz 3 
das Vorliegen der Voraussetzungen 
für Abweichungen durch sie oder 
ihn bescheinigt wird.“ 
 

c)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) In Satz 1 werden nach der An-
gabe „1“ die Wörter „Satz 1 und 
2“ eingefügt und das Wort „ge-
sondert“ wird gestrichen.  

 
bb)  In Satz 3 werden die Wörter 

„gilt Satz 1“ durch die Wörter 
„gelten die Sätze 1 und 2“ er-
setzt.  

 
d)  In Absatz 3 Satz 1 wird nach den 

Wörtern „Absatz 1 Satz 1“ die An-
gabe „und 2“ eingefügt und die Wör-
ter „nicht genehmigungsbedürfti-
gen“ wird durch das Wort „verfah-
rensfreien“ ersetzt.  
 

34.  § 70 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Der Bauantrag ist schriftlich bei 
der unteren Bauaufsichtsbehörde 
einzureichen, soweit nicht in diesem 
Gesetz oder in der 

 34. unverändert 
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Rechtsverordnung aufgrund § 87 
Absatz 2 Satz 1 Nummer 7 anderes 
bestimmt ist.“ 

 
b) Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt ge-

fasst: 
 

„§ 68 bleibt unberührt.“ 
 
35.  § 71 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
 „Die Bauaufsichtsbehörde hat 

innerhalb von zehn Arbeitsta-
gen nach Eingang den Bauan-
trag und die Bauvorlagen auf 
Vollständigkeit zu prüfen.“ 

 
bb)  In Satz 2 wird nach dem Wort 

„Bauaufsichtsbehörde“ das 
Wort „unverzüglich“ eingefügt.  

 
b)  Nach Absatz 1 werden die folgen-

den Absätze 2 und 3 eingefügt: 
 

„(2) Sobald der Bauantrag und die 
Bauvorlagen vollständig sind, hat 
die Bauaufsichtsbehörde unverzüg-
lich 

 
1.  der Bauherrschaft ihren Ein-

gang und den nach Absatz 5 er-
mittelten Zeitpunkt der Ent-
scheidung, jeweils mit Da-
tumsangabe, in Textform nach 
§ 126b des Bürgerlichen Ge-
setzbuches mitzuteilen sowie 

 
2.  die Gemeinde und die berühr-

ten Stellen nach Absatz 3 zu 
hören. 

 
Satz 1 Nummer 1 gilt nicht, wenn in 
der Bauaufsichtsbehörde ein Ver-
fahren zur elektronischen Abwick-
lung der nach diesem Gesetz durch 
die Bauaufsichtsbehörden durchzu-
führenden Verfahren zum Einsatz 
kommt und die Bauherrschaft den 

 35. unverändert 
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Stand des Verfahrens selbständig 
nachvollziehen kann. 
 
(3) Soweit es für die Feststellung 
notwendig ist, ob dem Vorhaben 
von der Bauaufsichtsbehörde zu 
prüfende öffentlich-rechtliche Vor-
schriften im Sinne des § 74 Ab-
satz 1 entgegenstehen, sollen die 
Stellen gehört werden, deren Auf-
gabenbereich berührt wird. Ist die 
Beteiligung einer Stelle nur erfor-
derlich, um das Vorliegen von fach-
technischen Voraussetzungen in öf-
fentlich-rechtlichen Vorschriften zu 
prüfen, kann die Bauaufsichtsbe-
hörde mit Einverständnis der Bau-
herrschaft und auf deren Kosten 
dies durch geeignete Sachverstän-
dige prüfen lassen. Sie kann von 
der Bauherrschaft die Bestätigung 
einer oder eines geeigneten Sach-
verständigen verlangen, dass die 
fachtechnischen Voraussetzungen 
vorliegen.“ 

 
c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 

4 und wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 werden die Wörter „1 
Nummer 2 und“ gestrichen.  

 
bb)  Satz 4 wird aufgehoben.  

 
d)  Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 

5 und wie folgt geändert: 
 

aa)  In Satz 1 wird die Angabe „2“ 
durch die Angabe „4“ ersetzt.  

 
bb)  In Satz 2 werden die Wörter 

„soll einberufen werden“ durch 
die Wörter „ist einzuberufen“ 
ersetzt.  

 
cc)  In Satz 3 werden die Wörter 

„dort genannten“ gestrichen.  
 

e)  Nach dem neuen Absatz 5 wird fol-
gender Absatz 6 eingefügt: 

 
„(6) Die Bauaufsichtsbehörde hat 
über den Bauantrag innerhalb von 
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drei Monaten, im vereinfachten 
Baugenehmigungsverfahren und in 
dem Fall des § 77 innerhalb von 
sechs Wochen zu entscheiden. Die 
Frist nach Satz 1 beginnt, sobald die 
Bauvorlagen vollständig und alle für 
die Entscheidung notwendigen Stel-
lungnahmen und Mitwirkungen vor-
liegen, spätestens jedoch nach Ab-
lauf der Frist nach Absatz 4 und 
nach § 36 Absatz 2 Satz 2 des Bau-
gesetzbuches sowie nach § 12 Ab-
satz 2 Satz 2 und 3 des Luftver-
kehrsgesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10. Mai 2007 
(BGBl. I S. 698), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 
10. Juli 2020 (BGBl. I S. 1655) ge-
ändert worden ist. Die Fristen nach 
Absatz 4 dürfen nur ausnahms-
weise bis zu einem Monat verlän-
gert werden, im vereinfachten Bau-
genehmigungsverfahren jedoch 
nur, wenn das Einvernehmen der 
Gemeinde nach § 36 Absatz 1 
Satz 1 und 2 des Baugesetzbuches 
erforderlich ist.“ 

 
f)  Der bisherige Absatz 4 wird Ab-

satz 7.  
 
36.  In § 72 Absatz 6 Satz 9 wird das Wort 

„Widerspruchsfrist“ durch das Wort „Kla-
gefrist“ ersetzt.  

 

 36.  unverändert 

37. In § 73 Absatz 1 Satz 1 werden die Wör-
ter „36 Absatz 1 Satz 1 und 2 des Bau-
gesetzbuchs“ durch die Wörter „14 Ab-
satz 2 Satz 2, § 22 Absatz 5 Satz 1, § 36 
Absatz 1 Satz 1 und 2 des Baugesetz-
buches oder nach § 69 Absatz 3 Satz 2“ 
ersetzt.  

 

 37. unverändert 

38.  § 74 wird wie folgt geändert: 
 

a)  In Absatz 2 Satz 2 werden die Wör-
ter „der Nachbar“ durch die Wörter 
„die Angrenzerin oder der Angren-
zer“ ersetzt.  

 
b)  Absatz 8 Satz 3 wird aufgehoben. 

 

 38. unverändert 
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39.  § 78 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Nach Satz 1 werden die folgen-
den Sätze eingefügt: 

 
„Diese Fliegenden Bauten sind 
Sonderbauten. § 54 Absatz 4 
ist insofern nicht anzuwenden.“  

 
bb)  Im neuen Satz 4 wird der Satz-

teil vor Nummer 1 wie folgt ge-
fasst: 

 
„Die Sätze 1 und 2 gelten nicht 
für“. 

 
b)  Absatz 10 wird wie folgt gefasst: 
 
 „(10) § 70 Absatz 1, Absatz 2 Satz 1 

und 4 und Absatz 3 sowie § 83 Ab-
satz 1 und 5 gelten entsprechend.“ 

 

 39. unverändert 

40.  § 79 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 

aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa)  In dem Satzteil vor Num-
mer 1 wird das Wort „Ge-
nehmigungsbedürftige“ 
durch die Wörter „Nicht 
verfahrensfreie“ ersetzt.  

 
bbb)  In Nummer 2 werden die 

Wörter „aufgrund eines 
Hochschulabschlusses“ 
durch die Wörter „einen 
Hochschulabschluss“ er-
setzt und die Wörter „die 
Berufsbezeichnung „In-
genieurin“ oder „Ingeni-
eur“ führen darf“ gestri-
chen. 

 
bb)  Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 

„Die Zustimmung entfällt, wenn  
 

1.  die Gemeinde nicht wi-
derspricht, 

 40.  § 79 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert:  
 

aa)  Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa)  In dem Satzteil vor Num-
mer 1 wird das Wort „Ge-
nehmigungsbedürftige“ 
durch die Wörter „Nicht 
verfahrensfreie“ ersetzt.  

 
bbb)  In Nummer 2 werden die 

Wörter „aufgrund eines 
Hochschulabschlusses“ 
durch die Wörter „einen 
Hochschulabschluss“ er-
setzt und die Wörter „die 
Berufsbezeichnung „In-
genieurin“ oder „Ingeni-
eur“ führen darf“ gestri-
chen. 
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2. die Angrenzer dem Bau-

vorhaben zustimmen, so-
weit ihre öffentlich-recht-
lich geschützten Belange 
von Abweichungen, Aus-
nahmen und Befreiungen 
berührt sein können und 

 
3. keine Öffentlichkeitsbe-

teiligung nach § 72 Ab-
sätze 3 bis 5 durchzufüh-
ren ist.“  

 
cc)  In Satz 4 werden die Wörter „, 

sowie die Beseitigung baulicher 
Anlagen“ gestrichen.  

 
dd)  Satz 5 wird aufgehoben. 

 
b)  Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

 
aa)  In Satz 1 werden die Wörter 

„Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 
3 und 5“ gestrichen.  

 
bb)  Satz 2 wird aufgehoben.  

 
cc)  Der neue Satz 2 wird wie folgt 

gefasst: 
 
 „Sie führt bei zustimmungs-

pflichtigen Anlagen nach Ab-
satz 1 Satz 2 eine Öffentlich-
keitsbeteiligung nach § 72 Ab-
sätze 3 bis 5 durch.“ 

 
dd)  Im neuen Satz 3 wird das Wort 

„Nachbarn“ durch das Wort „die 
Angrenzerin oder der Angren-
zer“ ersetzt.  

 
c)  Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  Satz 1 wird aufgehoben. 
 
bb)  Folgender Satz wird angefügt: 
 
 „Im Übrigen sind die Vorschrif-

ten über das Baugenehmi-
gungsverfahren entsprechend 
anzuwenden.“ 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

bb)  In Satz 4 werden die Wörter „, 
sowie die Beseitigung baulicher 
Anlagen“ gestrichen.  

 
 
 

b)  unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

c)  unverändert 
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d)  Nach Absatz 4 wird folgender Ab-
satz 5 eingefügt: 

 
 „(5) Die Baudienststelle trägt die Ver-

antwortung dafür, dass die Errich-
tung, die Änderung, die Nutzungsän-
derung und die Beseitigung bauli-
cher Anlagen den öffentlich-rechtli-
chen Vorschriften entsprechen. Die 
Baudienststelle ist verpflichtet, dem 
Eigentümer Unterlagen und Pläne in 
Zusammenhang mit der Errichtung, 
Änderung und Nutzungsänderung 
von Anlagen sowie bautechnische 
Nachweise und Bescheinigungen 
von Sachverständigen zur Verfü-
gung zu stellen. Im Übrigen gilt § 74 
Absatz 5 Satz 1 und 2 entsprechend. 
Die Verantwortung des Unterneh-
mens (§ 55) bleibt unberührt.“ 

 
e)  Der bisherige Absatz 5 wird Ab-

satz 6 und nach Satz 1 wird folgen-
der Satz eingefügt: 

 
„Absatz 1 Satz 3 gilt entsprechend.“ 

 

d)  unverändert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
e)  unverändert 

41.  § 81 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird wie 
folgt gefasst: 

 
„2. bei der Ausführung 

 
a) eines genehmigungsbedürftigen 

Bauvorhabens von den genehmig-
ten Bauvorlagen, 

 
b) eines genehmigungsfreigestellten 

Bauvorhabens von den eingereich-
ten Unterlagen  

 
abgewichen wird, oder“. 

 

 41. unverändert 

42.  § 82 wird wie folgt geändert: 
 
 a)  Der Wortlaut wird Absatz 1. 
 
 b)  Folgender Absatz 2 wird angefügt: 
 
 „(2) Soweit bauliche Anlagen nicht ge-

nutzt werden und im Verfall begriffen 
sind, kann die Bauaufsichtsbehörde die 
Grundstückseigentümerin oder den 
Grundstückeigentümer und 

 42. unverändert 
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Erbbauberechtigte verpflichten, die An-
lage abzubrechen oder zu beseitigen. 
Die Bestimmungen des Denkmalschutz-
gesetzes bleiben unberührt.“ 

 
43.  In § 83 Absatz 2 Satz 2 wird das Wort 

„Genehmigungsverfahren“ durch das 
Wort „Baugenehmigungsverfahren“ er-
setzt.  

 
 

 43. unverändert 

44. § 86 wird wie folgt geändert: 
 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) Nummer 2 wird wie folgt 
gefasst: 

 
„2. entgegen § 11 Ab-

satz 1 eine Bau-
stelle nicht ord-
nungsgemäß ein-
richtet oder entge-
gen § 11 Absatz 3 
ein Baustellen-
schild nicht oder 
nicht ordnungsge-
mäß anbringt,“ 

 
bbb) Nummer 6 wird wie folgt 

gefasst: 
 

„6. entgegen § 53 Ab-
satz 1 Satz 1 keine 
geeigneten Betei-
ligten bestellt,“ 

 
ccc) Nummer 7 wird Num-

mer 8 und das Wort „ge-
nehmigungsbedürftige“ 
wird durch die Wörter 
„nicht verfahrensfreie“ er-
setzt.  

 
ddd) Die bisherige Nummer 8 

wird Nummer 7. 
 

eee) Nach der neuen Nummer 
8 wird folgende Nummer 
9 eingefügt: 

 

 44. unverändert 
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„9. entgegen § 55 Ab-
satz 1 Satz 2 und 3 
die erforderlichen 
Nachweise und Un-
terlagen nicht be-
reithält,“ 

 
fff) Die bisherige Nummer 9 

wird Nummer 10. 
 
ggg) Die bisherige Nummer 10 

wird Nummer 11 und wie 
folgt gefasst: 

 
„11. entgegen § 62 Ab-

satz 3 Satz 2 eine 
Beseitigung nicht o-
der nicht rechtzeitig 
anzeigt oder entge-
gen den Vorausset-
zungen des § 62 
Absatz 3 eine An-
lage beseitigt,“ 

 
hhh)  Nach der neuen Num-

mer 11 wird folgende 
Nummer 12 eingefügt: 

 
„12. entgegen § 63 Ab-

satz 3 Satz 4 und 5, 
auch in Verbindung 
mit Satz 6, mit der 
Ausführung eines 
Bauvorhabens be-
ginnt,“ 

 
iii)  Die bisherigen Nummern 

11 bis 21 werden die 
Nummern 13 bis 23.  

 
bb) Folgender Satz wird angefügt: 
 

„Ist eine Ordnungswidrigkeit 
nach Satz 1 Nummern 3 bis 5 
begangen worden, können Ge-
genstände, auf die sich die Ord-
nungswidrigkeit bezieht, einge-
zogen werden, § 23 des Geset-
zes über Ordnungswidrigkeiten 
in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 19. Februar 1987 
(BGBl. I S. 602), das zuletzt 
durch Artikel 185 der 
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Verordnung vom 19. Juni 2020 
(BGBl. I S. 1328) geändert wor-
den ist, ist anzuwenden.“ 

 
b)  In Absatz 2 werden die Nummern 2 

bis 6 durch die folgenden Num-
mern 2 bis 4 ersetzt: 

 
„2.  ohne dazu berechtigt zu sein, 

Bescheinigungen, Erklärungen 
oder bautechnische Nachweise 
einer oder eines staatlich aner-
kannten Sachverständigen o-
der einer Prüfingenieurin oder 
eines Prüfingenieurs oder 
Standsicherheitsnachweise o-
der Bescheinigungen einer be-
rechtigten Person nach § 54 
Absatz 4 ausstellt oder bei Bau-
aufsichtsbehörden einreicht, 
 

3.  ohne dazu berechtigt zu sein, 
Bauanträge, Anzeigen oder 
Bauvorlagen, die nach § 67 Ab-
satz 1 Satz 1 nur von bauvorla-
geberechtigten Entwurfsverfas-
senden unterschrieben werden 
dürfen, durch Unterschrift aner-
kennt oder bei Bauaufsichten 
einreicht, oder 
 

4.  als staatlich anerkannte Sach-
verständige oder als staatlich 
anerkannter Sachverständiger 
oder als Prüfingenieurin oder 
als Prüfingenieur unbefugt Be-
scheinigungen über die Einhal-
tung bauordnungsrechtlicher 
Anforderungen oder als be-
rechtigte Person nach § 54 Ab-
satz 4 unbefugt Standsicher-
heitsnachweise, Bescheinigun-
gen oder Erklärungen über 
stichprobenhafte Kontrollen der 
Baustelle ausstellt oder bei 
Bauaufsichtsbehörden ein-
reicht.“  

 
c) Die Absätze 3 und 4 werden wie 

folgt gefasst: 
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„(3) Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße bis zu fünfhun-
derttausend Euro geahndet werden.  

 
(4) Verwaltungsbehörde im Sinne 
des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkei-
ten ist in den Fällen des  
 
a) Absatzes 1 Nummer 1 hinsicht-

lich des Abstellens von Fahr-
zeugen die örtliche Ordnungs-
behörde,  
 

b) in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 4 die jeweils zustän-
dige Baukammer,  
 

c) in den Fällen des Absatzes 2 
Nummer 2 und 3 die Ingenieur-
kammer-Bau Nordrhein-West-
falen und 
 

d) im Übrigen die untere Bauauf-
sichtsbehörde.  

 
Sofern eine Ordnungswidrigkeit ge-
genüber einem Mitglied der Archi-
tektenkammer Nordrhein-Westfalen 
oder der Ingenieurkammer-Bau 
Nordrhein-Westfalen geahndet 
wird, hat die untere Bauaufsichtsbe-
hörde unverzüglich die jeweilige 
Baukammer hierüber nachrichtlich 
in Kenntnis zu setzen.“ 

 
45.  § 87 wird wie folgt geändert: 
 

a)  Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aa)  In dem Satzteil vor Nummer 1 
werden die Wörter „§§ 3 Ab-
satz 1 Satz 1,“ durch die Wörter 
„§ 3 Absatz 1 Satz 1 und 2, §“ 
ersetzt.  

 
bb)  In Nummer 1 wird die Angabe 

„51“ durch die Angabe „47“ er-
setzt. 

 
cc)  Nach Nummer 5 werden die fol-

genden Nummern 6 bis 8 ein-
gefügt: 

 45. unverändert 
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„6. Anforderungen an Garagen 

(§ 48), 
 

7. Zahl, Größe und Beschaf-
fenheit der Stellplätze und 
Fahrradabstellplätze ein-
schließlich deren Zube-
hörnutzungen (§ 48 Ab-
satz 1), die unter Berück-
sichtigung der Sicherheit 
und Leichtigkeit des Ver-
kehrs, der Bedürfnisse des 
ruhenden Verkehrs, der 
städtebaulichen Situation 
und der Erschließung durch 
Einrichtungen des öffentli-
chen Personennahverkehrs 
für Anlagen erforderlich 
sind, bei denen ein Zu- und 
Abgangsverkehr mit Kraft-
fahrzeugen und Fahrrädern 
oder fahrradähnlichen 
Leichtkrafträdern zu erwar-
ten ist (notwendige Stell-
plätze, notwendige Fahr-
radabstellplätze), ein-
schließlich des Mehrbedarfs 
bei Änderungen und Nut-
zungsänderungen der Anla-
gen, sowie die Ablösung der 
Herstellungspflicht und die 
Höhe der Ablösungsbe-
träge, die nach Art der Nut-
zung und Lage der Anlage 
unterschiedlich geregelt 
werden kann, 

 
8. die Gestaltung der Stell-

plätze für Kraftfahrzeuge, 
sowie über die Notwendig-
keit, Art, Gestaltung und 
Höhe von Abgrenzungen o-
der Einfriedungen, hierzu 
können auch Anforderun-
gen an die Bepflanzung ge-
stellt oder die Verwendung 
von Pflanzen, insbesondere 
Hecken, als Einfriedung ver-
langt werden,“ 
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dd) Die bisherigen Nummern 6 und 
7 werden die Nummern 9 und 
10. 

 
ee)  Die bisherige Nummer 8 wird 

Nummer 11 und nach dem 
Wort „festzusetzen“ wird das 
Komma durch das Wort „und“ 
ersetzt.  

 
ff) Die bisherige Nummer 9 wird 

Nummer 12 und wie folgt ge-
fasst: 

 
„12. die Anwesenheit fachkun-

diger Personen beim Be-
trieb technisch schwieriger 
baulicher Anlagen und 
Einrichtungen wie Büh-
nenbetriebe und technisch 
schwierige Fliegende Bau-
ten einschließlich des 
Nachweises der Befähi-
gung dieser Personen.“ 

 
gg) Die bisherigen Nummern 10 bis 

12 werden aufgehoben.  
 

b)  Absatz 2 wird wie folgt geändert: 
 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 
 

aaa) In dem Satzteil vor Num-
mer 1 werden die Wörter 
„zur Vereinfachung oder 
Beschleunigung des 
Baugenehmigungsver-
fahrens oder zur Entlas-
tung der Bauaufsichtsbe-
hörden“ gestrichen.  

 
bbb) In Nummer 3 wird das 

Wort „oder“ durch ein 
Komma ersetzt und nach 
dem Wort „Stellen,“ wer-
den die Wörter „Prüfäm-
ter, Prüfingenieurinnen 
und Prüfingenieure sowie 
deren Anerkennung“, ein-
gefügt.  

 
ccc) In Nummer 4 werden die 

Wörter „die staatliche 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 17. Wahlperiode Drucksache 17/14320 

 
 

45 

Anerkennung von“ gestri-
chen, das Wort „Sachver-
ständigen“ wird durch das 
Wort „Sachverständige“ 
ersetzt und nach dem 
Wort „werden“ werden 
die Wörter „sowie deren 
staatliche Anerkennung“ 
eingefügt. 

 
bb) In Satz 3 wird die Angabe „4“ 

durch die Angabe „6“ ersetzt.  
 

cc) In Satz 5 werden jeweils nach 
dem Wort „Sachverständigen“ 
die Wörter „und Prüfingenieure“ 
eingefügt.  

 
c) Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 wird wie 

folgt gefasst: 
 

„1. Umfang, Inhalt und Zahl der er-
forderlichen Unterlagen ein-
schließlich der Vorlagen bei 
der Anzeige der beabsichtigten 
Beseitigung von Anlagen nach 
§ 62 Absatz 3 Satz 2 und bei 
der Genehmigungsfreistellung 
nach § 63,“ 

 
46. In § 88 Absatz 1 wird die Angabe „Ab-

satz 3“ durch die Angabe „2“ ersetzt.  
 

 46. unverändert 

47. § 89 Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
 
a)  Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 
 

„4. Zahl, Größe und Beschaffenheit 
der Stellplätze und Fahrradab-
stellplätze einschließlich deren 
Zubehörnutzungen (§ 48 Ab-
satz 1), die unter Berücksichti-
gung der Sicherheit und Leich-
tigkeit des Verkehrs, der Bedürf-
nisse des ruhenden Verkehrs, 
der städtebaulichen Situation 
und der Erschließung durch Ein-
richtungen des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs für Anlagen 
erforderlich sind, bei denen ein 
Zu- und Abgangsverkehr mit 
Kraftfahrzeugen und Fahrrädern 
oder fahrradähnlichen 

 47. unverändert 
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Leichtkrafträdern zu erwarten ist 
(notwendige Stellplätze, not-
wendige Fahrradabstellplätze), 
einschließlich des Mehrbedarfs 
bei Änderungen und Nutzungs-
änderungen der Anlagen, sowie 
die Ablösung der Herstellungs-
pflicht und die Höhe der Ablö-
sungsbeträge, die nach Art der 
Nutzung und Lage der Anlage 
unterschiedlich geregelt werden 
kann,“ 

 
b)  In Nummer 5 werden nach den Wör-

tern „die Gestaltung“ die Wörter „der 
Gemeinschaftsanlagen, der Lager-
plätze, der Stellplätze für Kraftfahr-
zeuge,“ eingefügt. 

 
c)  In Nummer 6 wird nach dem Wort 

„sind,“ das Wort „oder“ eingefügt.  
 
48.  § 90 Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

 
„(4) Die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes eingeleiteten Verfahren sind 
nach den zum Zeitpunkt der Antragstel-
lung geltenden Verfahrensvorschriften 
fortzuführen und abzuschließen. Abwei-
chend von Satz 1 kann die Bauherr-
schaft die Anwendung dieses Gesetzes 
anstelle des zur Zeit der Antragstellung 
geltenden Rechts beantragen.“ 

 

 48. unverändert 

Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2021 in Kraft.  
 

 Artikel 2 
 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Ver-
kündung in Kraft. 
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Bericht 
 
 
 
A Allgemeines 
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung „Gesetz zur Änderung der Landesbauordnung 2018“ 
(Drucksache 17/12033) wurde am 16. Dezember 2020 vom Plenum an den Ausschuss für 
Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen zur Beratung überwiesen. Die Mitberatung obliegt 
dem Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales, dem Ausschuss für Umwelt, Landwirt-
schaft, Natur- und Verbraucherschutz sowie dem Ausschuss für Digitalisierung und Innovation. 
 
 
Die Landesregierung beschreibt in ihren Gesetzentwurf einleitend die Problematik wie folgt: 
 
„Mit der Landesbauordnung wird der gesetzliche Rahmen insbesondere für die Errichtung, Änderung, 
Nutzungsänderung und die Beseitigung von baulichen Anlagen geschaffen. Das öffentliche Baurecht 
teilt sich dabei in das Bauplanungsrecht, welches in die Zuständigkeit des Gesetzgebers des Bundes 
fällt, sowie in das Bauordnungsrecht, für das der Gesetzgeber des Landes die Kompetenzen hat.  
 
Das Bauordnungsrecht des Landes befasst sich daher mit den baulich-technischen Anforderungen an 
Bauvorhaben und regelt vorrangig die Abwehr von Gefahren, die von der Errichtung, dem Bestand und 
der Nutzung baulicher Anlagen ausgehen können.  
 
Darüber hinaus enthält das landesgesetzliche Bauordnungsrecht Regelungen zum Baugenehmigungs-
verfahren sowie zur Bauaufsicht. Ferner stellt das Bauordnungsrecht Mindestanforderungen an Aufent-
haltsräume und Wohnungen, um soziale Mindeststandards zu gewährleisten.“ 

 
Um Änderungen gesetzlicher Regelungen nach dem Inkrafttreten der Landesbauord-
nung 2018 nachzuvollziehen, regt die Landesregierung unter anderem an, inhaltliche und re-
daktionelle landesrechtliche Anpassungen an die Musterbauordnung vorzunehmen, rechtliche 
Grundlagen für Maßnahmen zur Beschleunigung des Mobilfunkausbaus (insbesondere "5G"), 
zur Einsparung von CO2-Gebäudeemissionen sowie zur Förderung des nachhaltigen Bauens, 
zur Erleichterung von Dachgeschossaus- und -aufbauten zur Gewinnung von (zusätzlichem) 
Wohnraum und zur Beschleunigung von Baugenehmigungsverfahren zu schaffen. 
 
 
 
B Beratung 
 
 
Der Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen hat sich mit dem Gesetzentwurf 
bereits vor der Überweisung durch das Plenum in seiner Sitzung am 11. Dezember 2020 be-
schäftigt und sich bei dieser Gelegenheit auf eine Anhörung von Sachverständigen verstän-
digt.  
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Daher wurden am 5. Februar 2021 in einer gemeinsamen Sitzung mit dem mitberatenden Aus-
schuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales folgende Experten gehört: 
 

eingeladen Stellungnahme 

 
Helmut Dedy 
Städtetag Nordrhein-Westfalen  
Köln 
 

 
 
 
 
 
 
 

17/3578 
 

 
Dr. Bernd-Jürgen Schneider 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dr. Martin Klein 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dipl.-Ing. Ernst Uhing 
Architektenkammer Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
17/3565 

 
Alexander Rychter 
Verband der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft Rheinland- 
Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 
 

 
17/3547 

 
Elisabeth Gendziorra 
BFW Landesverband Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 

 
17/3570 

 
Dipl.-Ökonom Hermann Schulte-Hiltrop 
Bauverbände NRW 
Düsseldorf 
 

 
17/3487 

 
Hans-Jochem Witzke 
Deutscher Mieterbund Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 

 
17/3557 

 
Erik Uwe Amaya 
Haus & Grund Rheinland Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
17/3568 
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eingeladen Stellungnahme 

 
Dr. Gerd-Ulrich Kapteina 
Luther Rechtsanwaltsgemeinschaft mbH 
Köln 
 

 
- 

 
Dr.-Ing. Heinrich Bökamp 
Ingenieurkammer-Bau NRW 
Düsseldorf 
 

 
17/3574 

 
Dr. Michael Spörke 
SoVD – Sozialverband Deutschland 
Landesverband Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
17/3536 

 
Guido Eckermann 
Bonn 
 

 
17/3545  

 
Christoph Schöneborn 
Verband der Feuerwehren in NRW e.V. 
Wuppertal 
 

 
17/3575 

 
Christian Mildenberger 
Landesverband Erneuerbare Energien NRW e.V. 
Düsseldorf 
 

 
17/3567 

 
(vgl. Ausschussprotokoll 17/1299). 
 
Zudem lagen zur Anhörungen weitere Stellungnahmen vor: 
 

 
WEITERE   STELLUNGNAHMEN 

 

 
Alfred Beyer 
Arbeitsgemeinschaft der in der Behindertenarbeit tätigen Vereinigun-
gen (AGB), Mülheim an der Ruhr 
 

 
17/3507 

 
Jürgen Jentsch 
Landesseniorenvertretung NRW e.V., Münster 
 

 
17/3509 
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WEITERE   STELLUNGNAHMEN 

 

 
Dr. Britta Schlegel/Dr. Susanne Kroworsch 
Deutsches Institut für Menschenrechte, Monitoring-Stelle UN-Behin-
dertenrechtskonvention, Berlin 
 

 
17/3517 

 
Hardy Nau  
Recklinghausen 
 

 
17/3529 
17/3589 

 
Iris Lehmann/Susanne Tyll 
LAG Wohnberatung NRW, Dortmund 
 

 
17/3540 

 
Peter Gabor/Dr. Willibert Strunz 
Landesbehindertenrat, Spitzenverband der Behinderten-Selbsthilfe in 
Nordrhein-Westfalen, Münster 
 

 
17/3544 

 
Sozialverband VdK Nordrhein-Westfalen e.V. 
Düsseldorf 
 

 
17/3548 

 
Agentur Barrierefrei NRW 
Wetter an der Ruhr 
 

 
17/3561 

 
Arbeitskreis nordrhein-westfälischer Bauaufsichtsbehörden 
Geschäftsstelle, c/o Stadt Wuppertal, Wuppertal 
 

 
17/3573 

 
Dr. Michael Spörke (SoVD NRW) 
Carsten Ohm (VdK NRW) 
Susanne Tyll (LAG Wohnberatung NRW) 
u.a. 
Düsseldorf / Krefeld 
 

 
17/3582 

 
Dr.-Ing. Philipp Röhnert 
Unteren Bauaufsichtsbehörde, Stadt Castrop-Rauxel, Castrop-Rauxel 
 

 
17/3583 

 
Dipl.-Ing. Thomas Keuthen  
Schwerte 
 

 
17/3591 
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WEITERE   STELLUNGNAHMEN 

 

 
Rainer Gallus 
Handelsverband Nordrhein-Westfalen e.V., Düsseldorf 
 

 
17/3597 

 
 
Im Nachgang zur Anhörung sind vier weitere Stellungnahmen eingegangen: 
 

 
WEITERE   STELLUNGNAHMEN 

 

 
Clearingstelle Mittelstand des Landes NRW bei IHK NRW 
Düsseldorf 
 

 
17/3615 

 
DMT GmbH & Co. KG 
Dortmund 
 

 
17/3743 

 
Gabriele Willems, Marcus Hermes, Dirk Behle 
Bau- und Liegenschaftsbetrieb (BLB) NRW, Düsseldorf 
 

 
17/3755 

 
Krasenbrink + Bastians Beratende Ingenieure PartG mbh, Aachen 
Büro für Tragwerksplanung u. Ingenieurbau vom Felde + Keppler 
GmbH, Aachen 
Statico Ingenieursgesellschaft mbH, Münster 
 

 
17/3758 

 

 
 
Mit Drucksache 17/13430 lag für die weiteren Beratungen ein Änderungsantrag der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN vor 
 
In der Sitzung am 6. Mai 2021 hat der mitberatende Ausschuss für Digitalisierung und Innova-
tion den Beratungsgegenstand letztmalig aufgerufen. Der Ausschuss hat sich darauf verstän-
digt, den Gesetzentwurf nebst Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
(Drucksache 17/13430) ohne Votenabgabe an den federführenden Ausschuss zurückzuge-
ben. 
 
Der ebenfalls mitberatende Ausschuss für Arbeit, Gesundheit und Soziales hat sich in seiner 
Sitzung am 12. Mai 2021 abschließend mit dem Gesetzentwurf beschäftigt und sich bei der 
Gelegenheit darauf verständigt, den Gesetzentwurf gegen die Stimmen der Fraktionen von 
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP 
sowie der Fraktion der AfD anzunehmen.  
Der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 17/13430) wurde 
mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und FDP sowie der Fraktion der AfD gegen die 
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Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt; die Fraktion der SPD hat sich 
hierzu enthalten. 
 
Der Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz hat den Gesetzent-
wurf ebenfalls in seiner Sitzung am 12. Mai 2021 im Zuge der Mitberatung letztmalig beraten. 
Der Ausschuss beschloss dabei, den Gesetzentwurf mit den Stimmen der Fraktionen von CDU 
und FDP gegen die Stimmen der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 
der Fraktion der AfD anzunehmen.  
Zum Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 17/13430) gab 
der mitberatende Ausschuss für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz kein 
Votum ab. 
 
Der federführende Ausschuss hat sich mit dem Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 
11. Juni 2021 erneut beschäftigt. Hierzu lag neben dem Änderungsantrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksache 17/13430) nunmehr auch ein Änderungsantrag der Frakti-
onen von CDU und FDP (Drucksache 17/14088) vor. Die abschließender Beratung und Ab-
stimmung wurde vertagt. 
 
Im Rahmen einer von den Fraktionen von CDU und FDP beantragten Sondersitzung am 
15. Juni 2021 wurden der Gesetzentwurf und dazu vorliegende Änderungsanträge der Frakti-
onen erneut thematisiert.  
 
Vor dem Hintergrund des von den Fraktionen von CDU und FDP kurzfristig ins Beratungsver-
fahren eingebrachten Änderungsantrags (Drucksache 17/14088) fand am 16. Juni 2021 eine 
weitere Erörterung mit den kommunalen Spitzenverbänden statt, zu der eine schriftliche Stel-
lungnahme vorlag. 
 

eingeladen Stellungnahme 

 
Helmut Dedy 
Städtetag Nordrhein-Westfalen  
Köln 
 

 
 
 
 
 
 
 

17/4058 
 

 
Dr. Bernd-Jürgen Schneider 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dr. Martin Klein 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
(vgl. Ausschussprotokoll 17/1464) 
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Im weiteren Verlauf der Sitzung verständigten sich die Fraktionen darauf, am 25. Juni 2021 
eine zweite Anhörung von Sachverständigen durchzuführen. Dabei wurden folgende Sachver-
ständige gehört, denen neben den Änderungsanträgen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN (Drucksache 17/13430) und dem Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP 
(Drucksache 17/14088) nun auch noch ein Änderungsantrag der Fraktion der AfD (Drucksa-
che 17/14197) und ein zweiter Änderungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP (Drucksa-
che 17/14289) zur Stellungnahme übermittelt wurde: 
 

eingeladen Stellungnahme 

 
Helmut Dedy 
Städtetag Nordrhein-Westfalen  
Köln 
 

 
 
 
 
 
 
 

17/4097 
 

 
Dr. Bernd-Jürgen Schneider 
Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dr. Martin Klein 
Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 

 
Dr. Gerd-Ulrich Kapteina 
Luther Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Essen 
 
 

 
nein 

 
Martina Stefens 
Arbeitskreis nordrhein-westfälischer Bauaufsichtsbehörden 
c/o Stadt Wuppertal 
Wuppertal 
 
 

 
17/4098 

 
Erik Uwe Amaya 
Haus und Grund Rheinland Westfalen 
Düsseldorf 
 
 

 
17/4096 

 
Dr. Florian Hartmann 
Architektenkammer Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 
 
 

 
17/4095 

 
(vgl. Ausschussprotokoll 17/1485) 
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Zudem lagen zur Anhörung am 25. Juni 2021 weitere Stellungnahmen vor: 
 

 
WEITERE   STELLUNGNAHMEN 

 

 
Johannes Pöttering 
unternehmer.nrw, Düsseldorf 
 

 
17/4100 

 
Jörg J. Schmitz 
Arbeitsgemeinschaft Studierendenwerke NRW, Köln 
 
 

 
17/4101 

 
 
C Abstimmung 
 
 
Der Gesetzentwurf der Landesregierung sowie vorliegenden vier Änderungsanträge wurden 
im Ausschuss für Heimat, Kommunales, Bauen und Wohnen in einer weiteren Sitzung am 
25. Juni 2021 nunmehr letztmalig behandelt. 
 
 
Dabei wurde der Änderungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN (Drucksa-
che 17/13430) mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, SPD und FDP sowie der Fraktion 
der AfD abgelehnt, während die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ihm zustimmte. 
 
Der von den Fraktionen von CDU und FDP mit Drucksache 17/14088 ins Gesetzgebungsver-
fahren eingebrachte Änderungsantrag wurde mit den Stimmen der Fraktionen von CDU und 
FDP bei Enthaltung der Fraktion der AfD und Ablehnung durch die Fraktionen von SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN angenommen.  
 
Abgelehnt wurde ebenfalls der mit Drucksache 17/14197 ins Beratungsverfahren einge-
brachte Änderungsantrag der Fraktion der AfD. Er wurde durch die Fraktionen von CDU, SPD, 
FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN abgelehnt; die einbringende Fraktion der AfD stimmte 
ihm zu. 
 
Ein weiterer, mit Drucksache 17/14289 ins Gesetzgebungsverfahren eingebrachter Ände-
rungsantrag der Fraktionen von CDU und FDP wurde mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU und FDP angenommen. Die Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNE und die 
Fraktion der AfD stimmten dagegen. 
 
Anschließend wurde der Gesetzentwurf der Landesregierung in der durch die Änderungsan-
träge mit Drucksache  17/14088 und Drucksache 17/14289 geänderten Fassung bei Ableh-
nung durch die Fraktion der SPD und die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN mit den Stim-
men der Fraktionen von CDU und FDP angenommen. Die Fraktion der AfD hat sich enthalten. 
 
 
 
Hans-Willi Körfges 
- Vorsitzender - 


